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über die am Dienstag,den 29. April 1924 
in der Aula der Oberrealschule zu Saar- 
brücken 8 (danfwehrnlatz) stattgefunde- 
ne »itzung des Landesrates. 


EEE ER RER RER WER RR wu ARD 


Der stelly.Vorsitzende, litglicd Öcheuer (Z)-St.Jngbert er- 
öffnete um 3 Uhr 15 llinuten nachmittags die Sitzung. 


Seiteng der Hegierungskommission sind anwesend: 


herr Staatskommissar , Verwaltungsdirektor Dr.G.A.Liesch, 
lerr Ministerielrat Xuchenbecker,als Fachreferent aus der 
Abteilung des Jnnern. 


 Entschuldigt fehlen die llitglieder: 


Kommerzienrat Dr.h.c.Hermann Röchling (DSV)-Völklingen, 
Pfarrer Peter "ilhelm (2. )-ehrden. 


RR DER WERE EEE EEE EEE ER 


Vorsitzender: Die lagesordnung lautet: 


* Begutachtung des Verordnungsentwurfs über die Abände- 
rung der Verordnung vom 28.12.22 betr. Neuregelung 
der Bestimmungen über das \ohnungswesen. 


“ir fahren fort. in der Beratung‘.Das ‘ort. hat zunächst Herr 
linisterialrat Kuchenbecker. | 


Ministerialrat Kuchenbecker . lieine llerren! Ls ist von Ihnen gestern 
| der 'unsch geäußert worden nach der Ergänzung der statistisken | 
Angaben des "ohnungswesen, die Ihnen seinerzeit mitgeteilt wor- ? 

den sind. Ich bin in der Lage, Ihnen weitere Auskünfte zu geben. ! 


| Die Zahl der obdachlosen Familien im Saargebiet beträgt 
zur Zeit 135, davon entfallen auf 


die Stadt Saarbrücken..... ek 39 

den Landkreis Saarbrücken. ..ı::...:.. Be. 

Ben Brass are. wenn 8 

den Kreis lierziß...... OR 

den Kreis Uttweller....... .. RE ER 2 R 

den Amtsbezirk »i.Jngbert ...,. na... 2 $ 

den Amtsbezirk lombure ....,. 5 0. 2 | 
zusammen 135 


BT: die Genehmigung zum dauernden Aufenthalt anlangt, die 
seitens der. Übersten "olizeiverwaltung erteilt worden ist, a0 
1 
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ist zu AGBen, daß im Jahre 1921 an Angehörige den Deutschen 
Reiches 4089 aus Im EnnEen zum dauernden Aufenthalt ertilt 
worden sind, an: Angehörige anderer länder 725. Im Jahre 
22 wurden an Angehörige des Deutschen Reiches 4152 Gen eh- 
migungen zum dauerden Aufenthalt erteilt, an Angehörige an- 
derer Länder 748. | E. 
Die Zahl der Einreisesichtvermerke beträgt für das 
Jahr 1921 für Angehörige des Deutschen Reiches 104 580, für 
1 anderer Länder 1 029; für das Jahr 1922 für An- 
g° 2 des Deutschen Reiches 110 247, für Angehörige an- 
erer länder 1 14l. Bee 
Im Anschluß hieran möchte ich einige Angaben rich- 
tig stellen, die in der gestrigen en gemacht worden 
sind. Es ist die Auffassung ea eb worden, daß bei_der 
Zuteilung der ‘\ohnungen für die Deamten seitens der Regie- 
rungskommission gerade die schönsten !iohnungen und dieje- 
nigen, die in den besseren »tadtteilen gelegen sind, b£- 
schlagnahmt worden seien. Dies trifft nach den Angaben ..des 


zuständigen Referenten in keiner leise zu. ‘ie Ihnen bekannt | 


sein dürfte, erfolgt die ernteg 708 “ohnungen für Beamte 


durch eine Kommission,welche aus 5 lütgliedern der vers hie- | 


denen Ressorts der Regierungskommission, je einem Vertreter 
ger Zollbehörde und der lüilitärverweltung, einem Vertreter 
des städtischen "ohnungsamtes, sowie seit Oktober vergange- 
nen Jahres aus 2 lüitgliedern der städtischen "'ohnungskon- 
mission, ‘je einem liieter und Vermieter. Von einem der Her- 
ren Redner ist der Fall Carrier, dem früheren Direktor der 
Justizverwaltung, sowie der Fall Dr.Schöttler,genannt wor- 
ven Ich bin in der Lage, auch hierüber nähere Auskwmft zu 
geben. | N | TI A ne 
| "as den Fall (Carrier anlangt, so ist seinerzeit die 
“ohnung in der Alleestraße für ihn als Beamter beschlag- 
nahmt worden. Herr Carrier hat aber einen lietvertrag mit 
dem Vermieter abgeschlossen, und er ist nach seinem Aus- 
scheiden aus dem Dienst der Regierungskommission kraft sei- 


nes abgeschlossenen llietvertrages in dieser !'ohnung verblie- | 


ben. Die "ohnung selbst ist von der PUESGENHE 77° BSgHbae 
Ben. Es schwebt jetzt ein »treit vor dem kieteinigungs- 
amt. | 

as den Fall Schöttler anlangt, so ist es unzutref- 
fend, daß diesem eine !!ohnung zugeteilt worden sei von der 
Regierung. 


(Zuruf Karius: Das habe ich auch nicht gesagt !) 


Auch in diesem Fall schwebt ein Streit vor dem üieteini- 
ungsamt ‚es ist aber lediglich ein Streit zwischen Vermie- 
er und lüeter. 


Nach den Ausführungen, die gestern gemacht worden 
sind, soll die Regierung noch im “sitz al ‚der ‘!ohnungen, 
die im Jahre 1919 und Anfang 1920 von der Militärverwaltung 
beschlagnahmt worden sind, sein. Auch das ist nicht der 
all. Der größte leil der !!ohnungen ist wieder dem Vernie- 
ter zurickgegeben worden. 


(Zuruf: Oh, wie nett !) 
£s ist vielleicht auch angebracht, im Anschluß hieran da- 


rauf hinzuweisen, was bereits von Seiten der Regierungskon- 
mission zur irstellung von "ohnungen geschehen ist. 


‚ Die Bautätigkeit hat bei ihrem Amtsantritt außeror- 
dentlich daniedergelegen. Sie hat die Bautätigkeit außer- 


ordentlich 
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außerordentlich gefördert, da sie der Bevölkerung, insbe- 
sondere der minderbemittelten Bevölkerung Zuschüsse geee- 
ben hat. Auf diese seise sind 3000 OEDBOBen SedohsT len 
worden. Das Bauprogramm konnte aber nicht weiter ausgedehnt 
werden ‚weil die Nittel nicht reichten. Die Regierung ist 
aber erneut mit der Frage beschäftigt, inwieweit die Bau- 
tätigkeit weiter gefördert werden kann. 


orsitzender: Das !'ort hat der Abgeordnete Schmelzer ! 


Schmelzer (DSV.): Meine Herren! Meine Partei ist grundsätzlich und 
ohne Vorbehalt für die freie "ohnungswirtschaft 


(‘Zuruf: Aha !) 


einmal, weil ‘es unserer a age entspricht, 
dann aber auch, weil wir die EN gemacht haben, daß 
jede Zwangswirtschaft, die are, die davon betroffen wird, 
vom Narkt verdrängt hat. Wir haben die Erfahrung während 
des Krieges zur Genüge gemacht und sind der keinung, daß 
die Zwangswirtschaft, wie ges andere are, auch die !are 
" Wohnung " vom freien !arkt verdrängt hat. Aus dem Grunde 
sind wir für die freie \\ohnungswirtschaft, aber nicht nur 
theoretisch. Unser Gutachten wird darauf hinauslaufen dab 
der Abbau der ARERERNLEN ORIG | auf dem Gebiete des "chnungs- 
wesens beschleunigt wird, das aber auch die nö- 
tigen Vorbedingungen für diesen Abbau geschaffen werden, 
derart, daß die Erstellung von !iohnungen gefördert wird. 
Bei der Vorlage des "ohnungsgesetzes vom Jahre 1922 
waren wir der \Neinung, daß auch die Negierungskommission 
unseren »tandpunkt verstehe, dal sie auch den Abbau dieser 
Zwangswirtschäft betreibe. ÖÜnd wir waren sehr erstaunt und 
peinlich davon gerührt, daß bei der jetzigen Vorlage kaum 
noch etwas davon zu merken ist. Im Gegenteil, die 


jetzige Vorlage sieht so aus, als hätte sich die Negierungs- j 





ommission eines änderen besonnen, als wolle sie die ER - | 
1 t 


wirtschaft wieder neu aufbauen. Die jetzige Vorlage enthä 
Eee seiner dem bisher bestehenden Gesetz eine Unmenge Ver- 
SC 


lechterungen und ein ":iederaufleben der Zwangswirtschaft. | 


“Ir bedauern das außerordentlich und können uns die Kritik 
nicht versagen, daß die Regierung, wie auch in manchen an- 
deren Dingen, so_auch hier außerordentlich im Zickzack mer- 
Schiert, sie schlägt bald nach links, bald nach rechts. Sie 
soll sich bald wieder auf ihre letzte Ansicht besinnen, dab 
die beste Behebung der !ohnungsnot die Beseitigung der 
Zwangswirtschaft ist. 


BEah: Herr Dr. Sender hat gestern zwar behauptet, es 
sei eine Zumutung an das Gehirn, den Gedanken zu erwägen 
daß die Wohnungszwengswirtschaft abgebaut werden könne. fir 
selbst war aber für einen gewissen Abbau zu haben, Er hat 
dem Abbau der Zwangswirtschaft für gewerbliche Räume das 
"ort geredet, er war dafür, daß gewissen Fersonenkreisen 
der Meterschutz ganz entzogen wird usw. Er hat sich in 
seinen Ausführungen widersprochen. Ich nehme zu seinen. 
Gunsten an, daß er das vielleicht mit Rücksicht auf seine 
Nachbarn der äußersten Linken, getan hat. 


+ 


(Zuruf Dr.Sender: Ich nehme zu Ihren Gunsten an, 
gap Dit mich nicht verstanden 
aben. 


Er hätte diese Rücksicht auf seine Nachbarn von der äußersten 
Linken nicht nötig gehabt. Ich glaube annehmen zu dürfen, 
| wenn 
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wenn er den Redner der Kommunisten gehört hätte, dann hätte 
er garnicht die starken liorte gebraucht,die er brauchte, denn} 
der Kommunist hat, soweit zu verstehen war, außerordent- 
lich friedlich gesprochen. Er geht zum Teil,ın dieser \'oh- 
nungsangelegenheit Hand in Hand und besonders hat es mich 
efreut, daß er der alten preußischen Regierung ein hohes 
ob. gespendet hat. Er hat die preußische Regierung als 
vie) besser bezeichnet, als die außenblickliche. enn er 
sich entschuldigt hat, daß er als Neuling auf dieser Tribüne 
noch nicht so recht im Zuge sei, so kann ich ihm versichern, # 
wehn er sich in der iieise weiter betätigt, können wir ihm ein} 
ganz gutes Zeugnis ausstellen. 


(Zuruf Dr.Sender: Er kommt noch zu Ihnen herüber.) . 


Also fahren Sie so ruhig fort, Herr lleckler und wir werden 
mit Ihnen zufrieden sein. | 


( Zuruf Heckler: So sehen Sie aus.) 


Ich glaube jetzt in Aussicht stellen zu können, daß Heckler 

mit uns Hend in Hand an den Gestaden des Genfer Sees wandeln | 
wird. Sie dürfen versichert sein, wir geben Ihnen, für diese, 3 
Ihre Jungfernrede eine gute Zensur und fordern Sie auf, auf | 
diesem !!ege vorwärtszuschreiten. Die Sozialdemokratie hätte | 
nicht nötig gehabt, auf die Kommunisten Rücksicht zu nehmen, 
denn die Kommunisten sind friedliche Leute und sind nur zu- | 
fällig auf dem Flatz, auf den sie sich gestellt hatten. 


( Zuruf Neinhard: Das bilden Sie sich wohl ein !) 


Sie waren wohl sehr unzufrieden mit Ihren Kollegen und haben 
ein sehr saueres Gesicht gemacht,als sie ihre Gesichter ge- 
sehen haben, Herr Dr.sender hat geglaubt, Herrn Ir. 'öchling 
darauf hinweisen zu müssen, mehr zu bauen. 
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( Zuruf Reinhard: Er hat gesagt, er soll nicht soviel 


"ein trinken | 


Beruhigen sie sich,Herr Reinhard, Herr Röchling trinkt keinen 
"ein, er trinkt nur .asser. Die Firma Röchling hat im ver- 
Eengenen Jahre in Völklingen 120 !!erkswohnungen und im Jahre 
[922 hat sie keine Werkswohnungen erbaut. Wan hat gesagt,das 
ist nicht das Richtige, denn der Arbeiter kommt durch die 
“erkswohnungen in Abhängigkeit zum Arbeitgeber. Im Jahre 1922 
hat die Firma für 100 !iohnungen Baumaterialien zu billigen 
Preisen zur er ee t. Ich möchte Herrn Dr.Sender 
bitten, sich einmal die louis Röchlingstraße in Völklingen 
anzusehen und »ie werden finden, daß er seine Pflicht getan 
hat. Herr Dr.v.Vopelius hat für seine Ärbeiter über 90 \Ioh- 
nungen gebaut. Ich möchte Herrn Dr.Sender empfehlen, unter 
. seinen eigenen ”arteigenossen Umschau zu halten und er wird 
wohlhabende Leute antreffen, denen es nicht eingefallen ist, 
auf dem Gebiet etwas zu tun, sondern ihr Geld in kaufmän- 
nischen Unternehmungen angelegt haben. Also bitte bleiben Sie 
2a Ihrer -keihe, N | 1 
“ In einem befinde ich mich mit Herrn Dr.Sender in Ein- ! 
klang, daß man den Dingen auf den Grund gehen und die Woh- 
Brent beseitigen mub. br hat auf die "ohnungsnot im Saarge- 
 biet hingewiesen und ich muß ihm beipflichten, wenn er sagt, 
das ist eine vschande, daß es im vaargebiet noch So etwas gibt. 
Das_Wwenschlichkeitsgefühl Parse! sich. lienn die Hegierung 
wollte, könnten diese Übdachlosen mit einem schlage unterge- 
bracht werden. "ir haben von der Stadt an die Regierung das 


Ersuchen 
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Ersuchen gerichtet,daß die Kasernen auf dem \"ackenberg in 
t.Arnual Treigemacht werden. Diese Kasernen wären eine vor- 
zügliche iu le era pp Die Stadt hat sich bereit erklärt, 
diese auszubauen für !ohnzwecke und wenn die Regierung erklärt 
hätte, wir geben diese Kasernen der »tadt, daun könnten die 
 Öbdachlosen längst untergebracht sein. Sie werden mich ver- 
Stehen,;wenn ich Herm Dr.»ender zustimme. Es ist tatsächlich 
eine Schande, :daß es im Saargebiet noch so etwas gibt. \iie 
lange die Regierung braucht, um ein  leerstehendes Haus 
freizugeben, zeigt ein Fall: | 
is ist dies die Kaserne in der Roonstraße. Diese 
ist seit 2 Jahren leer, nur ab und zu hausen da eine Handvoll 
durchreisende französische Truppen drin. Vor zwei Jahren hat- 
te die Regierung die Absicht gehabt, darin die kaufmännische 
und gewerbliche Fortbildungsschule unterzubringen, die jetzt 
in sehr kümmer.ichen Verhältnissen hausen. Jetht nach zwei 
Jahren soll die Kaserne freigegeben werden unter der Bedingung, 
daß diese so ausgebaut wird, wie es die »chulabteilung der 
Regierungskommission will. Die Regierung sagt, die Kaserne 
muß tadollos ausgebaut werden, was einen Kostenaufwand von 
> Millionen Franken erfordert. Das Haus; indem die Schulen 
Ec untergebracht sind in der Schillerstraße, könnte für 
Nohnungen umgebaut werden. Das Stadtbauamt wurde beauftragt, 
die Räume zu besichtigen,um festzustellen, was zu unterneh- 
men sei, aber die Abteilung Üffentliche Arbeiten gibt den 
Angestellten des Stadtbauamtes nicht das Recht, das Gebäude 
zu besichtigen. Es scheint bei der Regierung so zu sein,daß 
die linke Hand nicht weiß,was die rechte tut. Ich lenke Ihre 
Aufmerksamkeit meine Herren Regierungsvertreter, erneut auf 
dieses Gebäude. das bereits zwei Jahre in der Schwebe ist,um 
irgend einem Zweck nutzbar gemacht zu werden. Die Regierung 
hat eine neue Lesart herausgefunden, wie man sich da vorbei 
winden kann. sie sagt, wenn das Landjägerkorps gebildet wird, 
das ihr selbst verlangt, muß die Kaserne bereitstehen. "ir 
Wir sind der *einung, daß ein großer leil der “andjäger ka- 
serniert werden muß. 

Aber selbst, wenn man eine Kaserne IN > 
St.Arnual, dem landjägerkorps vorbehält, dann kann man dus 
vorhandene \\litär wenigstens so zusammenlegen, daß die Ke- 
sernen frei werden. Ich bin der Meinung, daf. dadurch eine 
Menge "ohnraum ie Nardy 0; en 

Ich efinde mich im Einklang mit Herrn Dr.Sender, 
wenn er bezüglich der N DnpeDet ung verlangt, daß eine 
Wohnungsbauabgabe verfügt werden 39 . Dies war unsere Idee 
schon 1919; Vertreter von unseren ZIarteien, die sich zu einer 
Partei zusammengefunden, haben im Sasrbrücker Stadtparlament 
vorgsschlagen, und diese acäße gescheitert sind durch 
die Farteigenossen des llerrn Dr, Sender. 


( Zuruf Dr.Sender: Ihre Partei sagt, wir bewilligen, 
aber wir zahlen nicht 


Herr Dr.sender,suchen Sie nicht den HUnwaR, daß diejenigen 
Abgaben bezahlen, die im keld schwimmen. Eine derartige Ab- 
abe muß von der Allgemeinheit bezahlt werden. In einem Ge- 
jet von zum größten leil ASS FOchen  Lesrung kann eine sol- 
e 


‘che Abgabe nicht von einem kleinen leil der Bevölkerun? be- 
zahlt werden. 


(Zuruf Dr.Sender: ‘iovon sollen die leute zahlen! ) 


Die Regierung muß dafür Sorge tragen,das hat auch Herr Dr. 
vender erwähnt,daß Hypothekenkredite zum Bauen zu beschaffen 
Sind, damit befinden wir uns mit ihm in Übereinstimmung. 


Zuruf 





YET ayasıyd 24© "DET yay2n4G4005 = 7 


My PMOZ 





F 


7V 








4 


SR 


(Zuruf Dr.Sender: Ich habe davon keinen Ton erwähnt, 
aber es ist gut, dab Sie es erwähnen. ) 


Die Regierung hat seinerzeit den !ranken eingeführt, sie hat 
aber jetzt näch unserer Auffassung die Pflicht und wir &enpfeh- 
len ihr dafür zu Sorgen, daß iypothekenkredite zu be- 
- Sehaffen. Denn nur dann wird es möglich sein, zu bauen. Augen- 

blicklich stockt das Bauen ja nicht etwa an der Bauunlust der 
Bevölkerung, sondern lediglich daran, daß kein Baugeld zu ha- 
ben ist, \'ir bürden der Hegierung die Verantwortung dafür auf, 
daß hier Daugeld nicht zu haben ist. »ie hat den Franken ein- 
seführt, sie hat die Verpflichtung,dafür zu sorgen, daß jetzt 
Krankenkredite flüssig werden. 

| Der Abbau der .:cohnungszwangswirtschaft ist möglich, 

es ist schon jetzt möglich,ihn in Angriff zu nehmen. Ich glau- 
be, das ganze Haus stimmt mit mir darin überein. „ie Herren 
Vorredner haben es schon getan,daß die Kegierung sehr wohl 
in der lage wäre, den En 0% beseitigen, söweit er ausge- 
übt wird Zu Gunsten des Militärs. Das Militär wird nach den 
ee der ie Ehre, FH In me Herr Karius hat mit Recht 
gefragt, wo bleiben die !!ohnungen, die dadurch frei werden, 
indem das Militär vermindert wird. Der llerr Regierungsvertre- 
terter hat vorhin eine Krklärun Be kr hat 
einiges darin behauptet - ich komme gleich mit einem "ort da- 
rauf zurück - was außerordentlich frisiert aussieht. Die Re- 


jerung bringt das außerordentlich gut fertig, eine Sehauptung, 


ze ihr unbequehm ist, zu verdreken. Äber man kann so vie 
feststellen, wenn das !ilitär vermindert wird, dann sind doch 
auf alle Fälle keine neuen “ohnräune- für das lilitär mehr nö- 
tig. Die Regierung hat es nicht mehr nötig, neue Beschlagnam-. 
mungen vorzunehmen, Sie kann deshalb in vorliegendem Gesetz 
auch darauf verzichten, daß zu Gunsten des lülitärs besondcre 
Vorkehrungen getroffen werden. Das ist alles überflüssig. Das 
Militär einschließlich der Offiziere ist untergebracht, und 
das, was jetzt noch benötigt wird, wird immer weniger und n 
nicht mehr. Es ist Ren logisch,was die Regierung erklärt. 
"ir brauchen das garnicht mehr, wir brauchen das Beschlagnah- 
merecht der Offiziere, der sogenannten Garnisontruppen nicht 
mehr, wır verzichten darauf. h 

Ich habe mir vorhin von den Bemerkungen des Herrn 
 Regierungsvertreters eine kurze Notiz gemacht,welche die. !Ioh- 
nungszuteilungskommission betrifft. ir hat uns auseinander- 
gesetzt, wie die  ohnungszuteilungskommission zusammengesetzt 
'ıst und hat darauf hingewiesen, daß Vertreter der »tadt in 
dieser “ommission sitzen. Ir hat vergessen, hinzuzufügen, daß 
vor einiger 4eit die Vertreter der »tadt Saarbrücken in die- 
ser Zuteilungskommission ihr Amt niederlegen wollten, weil 
sie mit dem Verfahren, wie es die Kommission beliebt, nicht 
einverstanden sind, die in ihrer Zusammensetzung nur nach 
der Pfeife der Hegierungskommission tanzt. Nur die schlechten 
"ohnungen verhleiben der »tadt, die guten aber werden für 
Beamte und Offiziere zurückbehalten. Vielleicht wird der Herr 
Regierungsvertreter das später bestätigen. &r kann sich bei 
der stadt Saarbrücken erkundigen, da wird es ihm bestätigt 
werden. br hat dann weiter Zahlenmaterial beigenracht, was er- 
wähnenswert ist. Er hat uns die Zahlen genannt, die die Ein- 
reisesichtvermerke betreffen für Deutsche und für Ausländer. 
Er hat aber auch da wieder etwas vergessen. Die »äache ist 
nämlich so. Den Einreisesichtvermerk braucht jeder Deutsche, 
um in das deutsche »saargebiet zu kommen,nicht aber braucht 
diesen linreisesichtvermerk etwa ein Franzose, ein Lngländer, 
ein Holländer usw. Nämlich alle diejenigen staaten, die mit 
Frankreich ein Abkommen getroffen häben,daß sie den Vaßzwang 


sich 
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sich gegenseitig nicht auferleg en, alle diese Leute sind be-- 
freit von diesem Linreisesichtvermerk.. Dual, überhaupt an Aus- 
länder Linreisesichtvermerke erteilt wurden,das beruht zum 
roßen Teil auf Irrtümern dieser Ausländer, die eben im guten 
lauben sieh diesen‘kinreisesichtvermerk hier geholt haben, 
..es war nicht nötig. \an.hat ihn von Seiten der Negierung trotz- 
dem erteilt. ‚wahrscheinlich aus der Erwägung heraus,‘ daft; man 
‘später damit aufwarten könne, Ausländer;deren Zehl gegenüber 
den Deutschen lächerlich gering ist. Hätte jeder Ausländer 
diesen kinreisesichtvermerk sich einholen müssen, dann wäre 
die Zahl der Ausländer aber sehr viel höher gewesen,’ als die 
der Deutschen. 


(Zaruf: Ein Teil der Ausländer wandert unsichtbar ein!) 


Jeder,der nicht gerade Deutscher ist, kann herein ohne solche 
‚Formalitäten. | 


Die Regierung sagt, wir brauchen für unsere Beamten 
Wohnungen, und weil wir die brauchen, deshalb müssen wir die- 
ses Privileg, das auch in der neuen Vorlage enthalten ist,auf- 
rechterhalten. Es mul) uns die löglichkeit geboten werden, für. 
die Beamten "chnungten zu beschlagnahnen. 

Man könnte die Frage an die Regierung richten, ob 
denn die Vermehrung der Beamten, des schon reichlich zahl- 
reichen Beamtenkörvers, in das Unendliche weitergehen soll 
oder ob nicht irgendwie damit endlich einmal Schluf' gemacht 
wird. in der neucn Vorlage verlangt die Regierung nur SD % 
der anfälligen ':ohnungen gegenüber 50 In dem jetzt bestchen- 
den Gesetz. Sie hat 0° daß es 


- 


fenbar selbst das kefühl gehabt, de 
nicht gut angängig sei,bei diesen 50 % bestehen zu bleiben. 
“ir aber sind der keinung, daß auch diese 30 5 noch zu viel 
sind. Die Regierung kann suf dieses Necht ganz gut verzichten. 
Es muß allmählich so weit kommen, daß sie Tür die .ohnungsbe- 
Bons lung ihrer Beamten andere .ege einschlägt, kan muß sich 
fragen, tut denn die ilegierung zur Versorgung ihrer Beamten 

mit "ohnraum noch etwas anderes außer dieser Deschlagnahe . 

Der Herr Regierungsvertreter hat vorhin auf den 'ohnungsbau- 
verband hingewiesen, der zweifellos "ohnungen geschaffen hät- 
te. Ich gebe gern zu, der ..ohnungsbauverband hat .ohnungen ge- 
schaffen und in diesem öinne auch recht gut gewirkt. ..ie sich 
die »ache beim ""ohnungsbauverband allerdings auswirken wird 

für die Besitzer dieser lläuser, das scheint noch in der Sehwe- 
be zu sein. !'enn die Nachrichten richtig sind, daß die 
Regierung einen gesetzgeberischen akt Tant, nachden das Be- 
sitzverhältnis dieser Häuser, die durch den .ohnungsbäuver band 
erstellt sind, geändert werden soll, so könnte man sagen: 
Soviel Gutes wie der ‘ohnungsbauverband geschaffen hat ,wird 

er auch recht viel Böses für die davon Betrofieunen herbeifüh- 
ren. Der "ohnunesbauverband hat zweifellos sein Gutes gehabt. 
Aber sonst hat die Negierungskommission für die Dechetans 

von Beamtenwohnungen nichts weiter getan. Im üegenteil. Im An- 
fang des vorigen Jahres hätte die Lisenbahn- und Postverwaltung 
die ganz gute: Idee gehabt, weil es der Negierung &n Geld zun 
Bauen von Häusern mäangelte, eine Anzahl Häuser durch Prim t- 
unternehmer herstellen zu lassen. is hat sich dabei um 100 
"ohnungen für mittlere und 6 '.ohnungen für: obere Deanmten ge- 
handelt. Die kisenbahn-und Postverwaältung hatte damals den ÄAr- 
beitgeberverband für das Baugewerbe und die +andwerkskamner 
eingeladen, und diese »tellen gebeten, sie möge sich die För- 
derung dieser Idee angelegen sein lassen. Ich habe mich damals 
als. Vorsitzender der “andierkskaämer für diese {dee auberor- 
dentlich erwärmt. \enn es der Negierung schon nicht gelingt, 
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dann ist es sicher wünschenswert, wenn von anderer »eite et- 
was geschieht. Es ist mir gelungen, das dazu nötige Kapital 
von ungefähr 2 liillionen Franken zusammenzubringen. Ls war 
eine Aktiengesellschaft im Intstehen begriffen, die der He- 
jerung außerordentlich günstige Bedingungen gemacht hat. Die 
Hegierung selbst hatte den Vorschlag gemächt, sie wolle diese 
Häuser in feste lieten übernehmen für 30 Jahre. Die l!iete 
für 30 Jahre war garantiert. Die erzinsung für das aufgewandte 
Kepital einschließlich der Unterhaltung sollte 8 3/4 % in 
Gold betragen, \ienn Sie bedenken,welche Zinssätze. jetzt für 
Baukanital bezahlt werden, dann werden Sie zugeben, daß das 
fiir die Hegierung ein außberordentlich ne Geschäft war. 
Die Verhandlungen waren bis zu ihrem Abschluß gecdiehen. Ein 
Rechtsanwalt hatte zwischen der zu gründenden Aktiengsesell- 
schaft und mit den Juristen der Visenbahnverwaltung einen 
Vertrag äufgesetzt, der auch die Billıgung dieser stellen 
gefunden hatte. Es war alles fix und fertig,und: es bedurfte 
nur der reiaan formalen Zustirmung der Regierungskommission. 
An dieser formelen Zustimmung war kaum zu zweifeln,denn die 
Idee ging von der legierung selbst aus. Als die kenehmigung 
erteilt werden sollte, hat die tegierung ohne Ängabe von Grün- 
den diese Zustimmung versagt. Ich weiß nicht, warum sie das 
etan hat. Ich habe dan Gegenstand meiner Anfrage dem Herrn 
egierungsvertreter gsstern schril’tlich mitgeteilt, Ich neh- 
me an, daß er nachher Antworten wird, was die negierung dazu 
bewogen hat, diese NMöglichkeit ‚über 100 "ohnungen im Saarge- 
biet neu zu schaffen, zu beseitigen. Vielleicht lag es daran, 
- das ist eine Vermutung von mir,die der lierr Regierungsrer- 
treter sicher nicht Be htiron wird -,daß damals ein fran- 
zösischer Unternehmer einen Häuserblock an der Ulanenkaserne 
hergestellt hatte. Diese Häuser wurden hergestellt zu Speku- 
lationszwecke. Der Unternehmer hatte die Absicht,diese Näuser 
nicht etwa zu vermieten, wie es diese Aktiengese_llschafb ge- 
tan hätte, sondern er hatte die Absicht, diese Häuser zu ver- 
äußerr an dis Hegierungskomnmission, an die Lisenbahn, Post | 
oder sonst. Das Geschält hat sich hinterher zerschlagen. Wahr- 
scheinlich hat der Unternehmer von anderer »eite mehr bekon- 
men. Unser ganzes Projekt ist zu Wasser geworden, ohne auch 
nur den Versuch zu mechen, etwas davon ins Leben treten zu 
lassen. ich sehe der Antwort des "errn Hegierunzsvertreters, 
weshalb die !egierung cas getän hat, entgegen.. Die Regierung 
kann nicht fortgesetzt Deschlagnahmungen vornehmen und auf 
der anderen »eite jede böglichkeit der Herstellung neuer !ioh- 
nungen sabotieren. 
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Ich habe vor zwei Jahren bei der Seratung des 
jetzigen "ohnungsgesetzes eine Anzahl Fälle vorgetragen, die | 
arlegen sollten, daß selbst, wenn ein Gesetz hier im Säar- i 

gebiet existiert, Jeamte der Regierungskomnission es für [| 
richtig halten, dieses Gesetz glatt zu umgehen. Ich habe ei- AH 
ne Anzahl Fälle der Negierung schriftlich eingereicht, in de- . 
nen nachgewiesen wird, dab beschlagnahmte "ohnungen nicht # 
nur an Beamte ‚Offiziere und Zollbesmte vergeben wurden, son- A 
dern auch an Privatpersonen. Der herr Staatskonnissar hat 
damals geglaubt bemerken zu müssen, das liaterial scheine sehr | 
wenig stichhältig zu sein, weil ich ihm das vorher nicht 
Schriftlich zugestellt hatte. Ich habe das zwar im laufe der 'E 

. Verhandlungen noch getan. Ich habe aber auf die Beantwortung - Ti 
meiner krage trotz wiederholter Lrinnerung warten müssen bis Ts 
gestern Nachmittag. 
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(Zuruf: Das ging ja sehr schnell !) 


Also zwei “ahre hat die Regierungskommission gebraucht, um 
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diese Vorwürfe richtig zu stellen. Des was mir jetzt als 
twort zugegangen ist, das ist so erstaunlich, daß ich es 

Ihnen gern im ganzen Umfange vortragen möchte, es ist aber 

zu umfangreich. !itwas Derartiges, wie diese Frisierung,ist 

mir tatsächlich noch nicht vorgekommen. Die Fälle sind ein- 

wändfrei nachgewiesen worden. s ist zuverlässiges amtliches 

Material. Daß natürlich in diesen zwei Jahren sich manches 
eändert hat, ist klar. !enn man jetzt auf die Rrage antwor-. 
et, warum dem Bruder des Saärkurier - KHedakteurs eine !oh- 


nung überlassen worden ist, so ist das mehr als lächerlich. 


Man antwortet unter anderem am Schluß: Is wäre dem städti- 
schen "ohnungsamt ein leichtes gewesen, die Raumung. der !oh- 
nung durch die lamilie .eber zu verlangen. Is ist allerhand, 
wie man durch einen Beamten antwortet auf den Vorwurf einer 
Gesetzesverletzung. @s wird einem Italiener z.B.nachgewie- 
sen,daß er hier eine ':ohnung bekommen hat. &r ist einfach 
zugereist. lian hat sich darüber a und erklärt, 
die "ohnung,die er bekommen hat, bildet mit einem dazugehö- 
rigen laden eine wirtschaftliche Linheit. !iir_ haben das Wort 
wirtschaftliche Linheit ° vorhin schon einmal gehört, ich 
komme auf diese andere wirtschaftliche Linheit gleich ein- 


mal- zurück. Zum Schluß war eine Sanze Anzahl Häuser angeführt, 


cie von Bergwerksbeamten bewohnt sind und daraus war ersicht- 
lich,daß sehr reichlich "ohnraum zur en ie stehen würde. 
Die Antwort der Regierung lautet: Hinsichtlich der Fälle 
unter No. ... handelt es sich um !äuser, die der Berg- 
werksdirektion gehören und daher nicht der Zwangswirtschaft 
unterliegen. Das ist richtig. Aber wenn in einem Maus die 

anze ami.ie von Frankreich noch zugezogen wird, liegt für 
die Regierung keine Veranlassung vor, auch den 3ergwerksbeam- 
ten ein besonderes Privileg zu gewähren. 


Zu dem fall Dr. Schöt#ler. Herr Karius hat erwähnt, 
.ohnung bekommen 
sol!. Iier hat man auf die !IAilfskonstruktion dieser wirt- 
schaftlichen Einheit zurückgegriffen. Diese zwei Räume ‚die 
Dr.»chöttler als Geschäftsräume erhalten hat, wären früher 
gewerbliche Räume. Benächbärt liegt eine .ohnung von 4 Zim- 
mern und Küche und ist bewohnt von einem staatsbeamten,einem 
Gewerbelehrer von Saarbrücken. Diesem lianne hat man von Sei- 
ten der Hegierung die Hölle schon recht heil} gemäacht,um ihn 
zu veranlassen, die "ohnung zu räumen.’ lian_hat diesen Gewer- 
belehrer wiederholt auf die Abteilung des Jhnern zitiert und 
ihm nahe gelegt, die "ohnung zu räumen. Dann hat man die 
Schulabteilung In Anspruch genommen und dem liunne gesagt, 
daß er eine Direktorstelle in Völklingen bekommen en wenn 
er die "onnung räumt. Dann hätte man ın Völklingen wieder 
eine ‘.ohnung beschlagnahmt. Tier hätte man die erstaunliche 
Tatsache, def ein staatsbeamter zu Gunsten einer Trivatper- 
son seine ‘iohnung in Saarbrücken räunt und dafür in Volk 
lingen eine ändere “ohnung für ihn beschlagnahmt würde. Das 
ist der all Schöttler. Die Schulabteilung hat mitgewirkt, 
da sie dıesen “ann zitiert hat. 


(Zuruf Dr.Sender: Die Regierungsvertreter sagen nichts.) 


Die Regierungskommission sieht jedenfalls einen Abbau der 
Zwangswirtschaft vor. Ich glaube näch diesen Darlegungen 


dürfte es kein liensch mehr geben, der an einen Abbau der Be- 


schlagnähme glaubt. Eine ed ee Beseitigung der Zwangs- 
wirtschaft, die angestrebt wird, ist nicht möglich, weil die 
fehlenden ".ohnungen noch nicht Zeschaffen sind. las aber 


möglich 
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möglich ist, meine llerren, da stimmen Sie wahrscheinlich 
nicht mit mir überein, das ist die Lrhöhung der Äilieten. | 
Sie kennen die Not. der üausbesitzer. Diese Not ist sehr 
Schlecht aus der .elt zu schaffen. Die Not bestand und be- 
steht noch. »ie werden zugeben müssen, daß alle liaren Gold- 
wert haben und »ie werden zugeben müssen, daß die Löhne um 
den Goldwert herumpendeln. Das ist ein Rechenexempel, wel- 
ches stimmt. 


= x BE le 7% | 
(Große Unruhe! unverständliche Zwischenrufe: ) 


Die rechnen es nicht,-err leinhard. Das alles ist entweder 
bei Goldwert angelangt oder über Goldwert. as unter Gold- 
wert ist, das ı8t der ıletzins für die Wohnungen. das ist 
aber ein Zustand, der sich verderblich auswirkt. Die Ver- 
hältnisse missen geändert werden und die „inge gehen darüber 
hinweg, über jeden \ıiderstand, der entgegen stehen sollte. 
Meine Herren von der Linken, ich begreife nicht, wie Sie so 
en der Zwangswirtschaft festhalten können. Ist es nicht eine 
kolosale Ungerechtigkeit gegenüber den bedürftigen küetern 
und ohnungslosen, die in Neubauten ‘:ohnung nehmen müssen. 
Jetzt haben „ie den Zustand, daß derjenige, der am bedürf- 
tigsten ist, eine kohe liüete bezahlen mul: und daß der, der 
das grol;e Los gezogen hat, bi.lig wohnt. 





(Zuruf Reinhard: Las haben Sie ins Gesetz hireinge- 
arbeitet,das 1st kapıtalistische 
‘irtschaft. 


Gott sei Dank haben wir diese "irtschaft noch, sonst wären 

wir soweit wie in Rul!land. So sehen die Zinge Aus, wenn sie 
nüchtern betrachtet und der Schlagworte entkleidet sind, 

die sehr oft üblich sind. Daß der Freis und lieterschutz 
abbaufähig ist, beweist Ger Äntrag der Sozialdemokratischen 

D., - = RE ä £ A PR Aa R: 

Farteı, den sie gestellt hat und Ich hoffe, daß bei der 
Kommunistischen Partei auch die Vernunft durchdringt. Dal: den 
wohlhabenden Leuten der »chutz entzogen wird, ist Abbau der 
Zwangswirtschaft. 
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(Zuruf Dr.Sender‘: "ir haben nichts dagegen! ) 


Jetzt wird auch die Sozialdemokratische Partei zustimmen, 
daß man gewerbliche Räume bis zu einem gewissen Grade Trei- ! 
ibt und wir sind der keinunge, dal gewerbliche Räume de i 
reigegeben werden können, denn wir haben Testgestellt, dal j 
das Ängebot die Nachfrage übersteigt. Ls ist ein merkwürdi- | 
er Zustand, daß eine ganze Aanzehi lieter von gewerblichen 
täumen, die Zumutung in neue Käume umzuziehen, zurückweisen, 
weil sıe zu teuer sind. Dieser Zustand ist ungerecht. .ir N 
müssen dazu kommen, daf. der Preisschutz abgebaut wird und | 
3aß die Kieten für gewerbliche KRäume vollständig frei werden | 
und zwar in absehbarer Zei. lian muß das jetzt schon aus- 
sprechen, damit derjenige, der gewerbliche häume benötigt, 
sich umsieht, wo er unterkommen kann. Is ist bezeichnend, 
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| 
dab der ilandwerkerbund eine Entschließung angenommen hat, | 
as | Ä | | 
(Zuruf ieinhard: Ich habe nichts gesagt !) 
daß bezüglich der Freisfestsetzung für gewerbliche Räume | 
Kreiheit herrschen solle. Die Sozialdemokratie wird folgen, ii 
| 


im 
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im wesentlichen sind wir der keinung, daß man das machen mu. 


Dann sind wir Ber lkeinung, dal der ‚ohnunzsneubau 
nicht gefördert wird durch kleine Mittel, wie Baugenossen- 
schaften. Lr wird nur wirksam gefördert hands »n, durch pri- 
vate Sautätigkeit. 


(Zuruf Dr.Sender: .o kommt das Geld her ?) 


Ich habe darauf hingewiesen, daß die ie; sierungs! <ommission 
xreiite be Schaf fen soll und das beseitigt, was llerr Aarıus 
ange führt hat, nämlich, daß der französısche Bergfiskus das 
Kapital heraus sschleift! 


(Zuruf Reinhard: Auch verschiedene andere Leute !) 


Ja auch andere. Der Bergtiskus heinst einen Gewinn von 
1508 lillioner Iranken ein. ir sind der leinung, da!) der 
französische Handel einen £roßen leil des Kapitals, das er 
hier erwirbt, ins ausland schleppt und die Banque de Trance 
hat erheblich che kewinne gemacht dureh die Untwertung des 
Pranken. as hier im vaargebiet un Sapital ey er 
ird; wird, dürch diese Unternehmung sen aus dem säargebiet 
fortgebraoht. Daher Sind wir .der leinung, daß die Dekan 
recht bald einen Gesetzentwurf fertig mächt, da'’ der Ver- 
schlenpung des Aapitals BE en Ben 
meine Jerren! Die Regierung hit durch ihren Vertreter 

zum Ausdruck gebrächt, daß, wir die vor.lieg ne Vorlage nur 
insoweit zu begutachten hätten, als sie ‚uns im :ortlaut vor- 
liegt. ‘ir hätten nicht das Recht, auf < frühere Gesetz Hi 
zurückzugreifen. .ir können bei uns erem araähten zu der Vor-UM 
lage der Kegierun? Zusätze machen oder Abstriche vornehmen, WM 
_enn ich das.hier betone, so hat das. den äweck,der neuen 
Nezierung 7 diese Dinge noch einmal vor Augen zu führen 
um zu erreichen, da!. die neue ‚re; sierung unserem »tandpunkt 
beitritt. Vie tegierung sieht jetzt anders aus, wie sie vor 
2 Jahren ausgesehen hat. 
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(Zuruf : Reinhard; Yo?) 


%s sind 8 !itglieder aus getreten und 3 neue Kitglieder ein- 2 
getreten. Sie lesen anscheinend keine Zeitung ‚Jerr Reinhard. % 


(Zuruf Reinhard: “ e” System ist dasselbe geblie- 
en. 
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Teh habe ja von dem System nicht gesprochen. "ir bitten Cie 
neue: egierung in ihrer ses amtheit, a sie uusere Vorschlä- 
gc annehmen möge. vie werden zwar nicht dienen der Förderung! 
politischer Ziele Frankreichs, aber sicher werden sie dem 
ohle ier Saarbevölkerunz dienen. .enn cie Vorlage Gesetz 
geworden ist, Be re: und hoffen. "ir, daß die egierund] 
auch dafür sorgt, da:, die Gesetze, die sie ‚selbst übernon- 
men hat, auch dem Buchstaben nach befolgt werden durch die 
Beamten der Negierungskommission. 
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Vorsitzender: Die Liste der Redner zur Generaldebatte ist er- 
schöpft. "ir kommen zur Spezialdebatte in Verbindung mit 
der Abstimmung. Es ist gewünscht worden,daß vorher zu den 
Anträgen, besonders zu den Anträgen größeren Umfanges &- 
sprochen wird. | 

Als erster Hedner hat das \\ort der Abgeordnete Betz! 


Betz (S.P.): Meine Herren! Die Redner aller Parteien haben 
während der Generaldebatte die Ungeheuerlichkeit des be- 
stehenden "ohnungselendes anerkannt und von allen Seiten 
des Hauses wurde darauf hingewiesen, deß in irgend eier 
Form die ZERO UNE der lohnungsnot, durch erhöhte Bautätig- 
keit einmal beendet werden muß, kein Parteifreund Dr.vender 
hat gestern bereits darauf hingewiesen, daß die Tätigkeit, 
die wir in den letzten Wochen und in den beiden letzten 
Tagen hier ausgeüht haben,vollkommen zwecklos ist, solange 
nicht das andere Übel, die bestehende Vohnungsnot,, beseitigt 
ist. Die Ursache der Nohnungsnot liegt in der einen Tat- 
sache begründet, deß während der 5 ee so gut wie 

ar nichts gebaut worden ist und auch in der Nachkricgszeit 
BR OSAUnSRbaNn nicht so recht in Fluß kommen wollte. Wenn 
er in der Nachkriegszeit nicht so recht fortschreiten woll- 
te, so lag das z.Teil daran, daß die Geldinflation und ihre 
Auswirkungen außerordentlich hemmend gewirkt haben. Aber 
es ist nicht zu verkennen, daß sein wesentlicher Grund der 
en rieheit in der Nachkriegszeit darin zu suchen 1st, 
daß außerordentlich viele Leute, und zwar insbesondere 
solche, dic durchaus in der lage gewcsen wären, zu bauen, 
es für ratsamer hielten und es für empfehlenswerter empfun- 
den haben, ihre Kepitalisen in anderer Form gewinnbringender 
"anzulegen, als in der Form der Erstellung neuer \iohnungen. 
Wenn wir uns hivr im Saargabiet stwas umschauen nach den 
Leuten, die in dor ag en re gebaut haben, so stellen 
wir fest, deß gerade die Arbeiterschaft draußen in den 
ee ern entschieden mehr gebaut hat, als es in den 
Städten geschehen ist,wo eine Unmenge solcher Leute vorhan- 
den sind, die eher dazu in der Lage gewesen wären, Gerade 
diese kleinen Leute haben dieses gewaltige und große Opfer 
Brmüber der Allgemeinheit gebracht und zwar in den meisten 
ä 
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len unter den denkbar a Fa Bedingungen, Is E- 
steht deshalb nach unserem Dafürhälten absolut keine andere 
Möglichkeit, wollen wir zur Behebung der !Vohnungsnot kom- 
men, wollen wir zu diesem Ziel- gelangen, als Zwangsmitt el‘ 
in dieser Be ee zu_beschreiten. Eine andere \öglich- 
keit gibt es nach unserem Dafürhalten nicht. Aus diesem 
Grunde hat die sozialdemokratische Fraktion Ihnen zwei _ 
Anträge vorzulegen. Der eine Antrag. sieht die Erhebung ei- 
ner "iohnungsluxussteuer vor. Der Gedanke der Erhebung ei- 
ner "ohnungsluxussteuer ist nicht mehr ganz neu. Bereits 
bei einer früheren Gelegenheit hatte der »Stedtverordnete 
erhart in der vtadtverordnetenversammlung Saarbrücken 
eine ähnliche Anregung gebracht,sie ist aber damals ahge- 
lehnt worden. Es ist mir auch bekannt, daß die Kegierings- 
kommission dem Plane der Erhebung einer !\ohnungsluxusst eu- 
er nicht sehr sympathisch gegenübersteht. liüir halten eine 
solche Steuer für'durchaus berechtigt. \enn man vedenk , 
daß wir auf der einen Seite hier im Saargebiet 20.000 
leute haben, die überhaupt keinen \iohnraum oder nur ganz 
ungesunden \iohnrsum zur Verfügung haben, und ruf der ande- 
ren veite feststellen müssen, daß es immer noch eine große 
Anzahl von Personen gibt, die in,sehr stattlichen Falästen 
und in sehr geräumigen liohnungen ein sehr bequemes Dasein 
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führen können. \an kann dadurch verstehen, daß ein solcher ) 
Zustand bei weiten Kreisen des Volkes sehr berechtigte Ver- | 
bitterung hervorrufen muß. "ir halten es deshalb für ange- ' 
bracht, daß alle die Kreise, die über llohnungen verfügen, | 
die einen bestimmten scharf begrenzten Normalbedarf an \Iohn- 
raum überschreiten, für diese eine entsprechende lohnuns- 
luxussteuer zu entrichten heben. Eine solche Steuer ist” durch- 
aus berechtigt. | 
Der weitere Antrag, den wir Ihnen zu stellen haben, | 
‘bezweckt die Erhebung einer !Iohnungsbauabgabe. Ich zweifele 1 
keinen Augenblick daran, daß unser Antrag bei denjenigen | 
leuten, die unter die Abgabepflichtigen nach unseren Richt- 
linien fallen werden und sollen, daß die von diesen Richt-. 
linien absolut nicht besonders erfreut sein werden. lir he- 
ben in erster Linie an die Arbeitgeber gedacht, dann aber 
auch an solche Leute, die ein bestimmtes BEinkommen haben, 
und an solche Leute; die ein bestimmtes Vermögen besitze. 
Die Arbeitgeber erscheinen nach unserem Dafürhalten in &ster 
Linie deshalb verpflichtet, den Wohnungsbau zu fördern, weil 
durch das Vorhandensein größcrer industrieller Unternehmngen 
in irgend einem Lande oder in irgend welchen Gemeinden die { 
dadurch bedingte Konzentration riesiger Arbeitnehmernase n | 
die Wohnungsnot erheblich verschärfen. Und geräde deshalb | 
müssen die Arbeitgeber nach unserem Dsfürhalten in erster - 
Linie zur Behebung der 'lohnungsnot beitragen. "Wenn wir unse- 
ren Richtlinien ei Maßstab für die Erhebung der !\iohnuns - 
Anapeabe von den Arbeitgebern die von diesen zu. zahlenden 
ehälter und Löhne zugrunde gelegt haben, so taten wir es 
deshalb, weil dieser laßstab nach unserem Dafürhalten der | 
einzige ist, bei welchem wir diese Leute gerecht und rest- | 
los erfassen können. linen anderen Maßstab und eine andere N 
Richtschnur für die Erfassung der Arbeitgeber gibt es _ 1 
nicht. Las ist das einzige. Die Gemeinden haben hierzu de 
erforderlichen Unterlegen, und es ist ihnen ein leichtes, 
die erforderlichen Abgaben herauszurechnen und zu erheben, 
zu liefern. Yir sind überzeugt, daß diese Kichtlinien für 
diejenigen Leute, die davon betroffen werden, etwas außer- 
ordentlich Unangenehmes darstellen werden. Äber wenn man 
einer so ungeheueren Tatsache, wie das Vorhandenscin der 
‚ Wohnungsnot, steuern will, muß mean den «ut haben, auch ein- 
Bel unpopulär zu sein und wir nehmen diesen lt und diese 
efahr, Auch einmal unpopulär zu erscheinen,in dieser Ange- 
legenheit sehr gerne auf uns. Darüber hinaus neben den Ar- 
beitgebern haben wir die Einkommen von mehr als 3600, -Gold- 
franken jährlich ebenfalls in unsere Richtlinien eingesetzt, 
und die Vermögen, soweit sie mehr als 80,000. -Goldfränken 
betragen, "ir sind der u rg daß,wenn diese unsere 
Richtlinien verbunden mit der "ohnungsluxussteuer angenommen 
werden, und die Regierungskommission gestaättet,daß die Ge- 
meinden dieselben erheben, dann in verhältnismäßig kurzer 
Zeit die "!ohnungsnot behoben werden kann. Ich stelle mir 
die Geschichte so vor, daß die Ergebnisse dieser beiden 
Steuerarten als Amortisation und Zinsentilgungsauote erach- 
tet werden und auf Grund dessen durch die Bereitstellung von 
Anleihen die Gemeinden sofort in größerem Unfange nit der 
Bautätigkeit beginnen können, und daß diese Steuer dann in I. 
der lege sein wird, vielleicht in einem Zeitraum von 10 Jeh- Ti 
ren, die nötigen Kapitalien in dieser Angelegenheit vollkom- Ti 
e: zu decken. "ir hoffen deshalb, daß die Fraktionen des 
ndesrates unserer Anregung ihre Zustimmung erteilen wol- 
len, und wir erwarten von der hegierungskommission, daß sie 
das ihrige tut, um endlich hier im saargebiet eine Eehekung 
dieser ungeheuerlichen Zustände herbeizuführen. 


ie ui -_ 


SIYIA9T ayasıydwubouays 49720454005 H 7 





nn ni 


nn ne 


3 


— end ne 


—— 


nn nn ae a 





€ 


a 
a nn ee ie ru 


Gestatt en 





= | Su 


Gestatten Sie mir nun, daß ich diese beiden Anträge zur Ver- 
lesung bringe. 


Der Landesrat wolle beschlisßen: Die Regierungskomnis- 
sion wird ersucht, Gemeinden, welche auf der Grundlage 
nachstehenden Entwurfs eine \Vohnungsluxussteuer zu erheben 
beabsichtigen, die nach dem Xommunalabgabengesetz für die 
Einführung neuer Steuern erforderliche regierungsseitige 
Genehmigung nicht zu versagen. 


Entwurf einer Steuerverordnung 


über die Erhebung einer Wohnungsluxussteuer in der 
emeinde oo u 8 8 2 8: ı 9 1 I 8 8 2 k 8 8 EL a BB) BB OD OO BB RR BO CC 9 8 O9 9 9 


$ 1 


Zur Beschaffung von llitteln zur Förderung des \Wohnns- 
baues wird in der Gemeinde ...ereeseeeeenene.. eine Noh- 
nungslurussteuer erhoben. Die Steuer ist von den Nutzungshe- 
rechtigten zu entrichten. 


\ 


e n 


Steuerpflichtig ist, wer zum Gebrauche des Gebäudes oder 
von Ge»äudeseilen berechtigt ist, für die Dauer seiner Berech- 
tigung, 


%:8 
Von der Steuer bleiben befreit 


l, Die staatlichen und Gemeindegebäude, sowie anderer 
.. . ® en ET FE .. ur. .. 
öffentlich rechtlicher Verbände, sofern sie zu einem öffent- 
lichen Dienste benutzt werden oder einem öffentlichen Gebrauch 
dienen; 


2. Die Gebäude der milden stiftungen und ähnlicher \iohl- 
eg ee sofern die Gebäude tatsächlich zu Zwecken 
des a; ee ee benutzt werden. | | 

.. Mird ein Gebäude nur teilweise für einen die Steuer- 
freiheit begründenden Zweck benutzt, so bezieht sich die 
Befreiung nur auf diesen Teil. 


: 54 


Hat eine iiohnung mehr \/ohnräume, als der erforderliche 
Normalbedarf vorsieht, so ist für jeden den Normalbedarf über- 
steigenden Wohnraum eine ohnungsluxussteuer zu entrichten. 


$ 5 


| Als Wohnräume gelten nicht Xüche, »peisekamer ‚Keller, 
Badezimmer und diejenigen Bodenräume, die sich weder zu llohn- 
zwecken eignen, noch als Solche benutzt werden,ferner nicht 
Räume, die lediglich gewerblichen oder beruflichen Zwecken 
dienen, wie Läden, Büros, Werkstätten,Sprech-und \artezimer, 
Arbeitszimmer Äer geistigen Berufe, desgleichen nicht ale 


Räume 
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Räume unter 20 Kubikmeter Rauminhalt. Ungenügend belichtete 
und belüftete Räume, sowie alle nach der Bauordnung nicht 
zum devuernden Aufenthalt von liensehen bestimmten Räume wer- 
den nicht als Wohnräume betrachtet. 


As Normalbedarf gi!t für jeden Hausstand ein &- 
meinsamer \iohnraum und für jede Person des Hausstandes ein 
weiterer Raun, 

ei Fersonen ohne eigenen Hausstand gilt ein \Wohn- 
raum als Normalbedarf, Für 2 Kinder unter 12 Jahren wird ein. | 
Raum von wenigstens SD Kubikmeter Iuftinhalt gerechnet. Für 
Kinder über 12 - 15 Jahren wird für 2 Knaben bezw.2 Wädehen Ä 
ein Raum mit ebenfalls wenigstens 30 Kubikmeter luftinhal t 
gerechnet. Räume mit einem Aubikinhalt von 100 - 150 Kubik- 
meter gelten als 2 \iohnräume, je weitere 50 Kubikmeter die- 
ses Revmes als je ein weiterer haumi N 

Für Personen ohne Hausstand gelten 50 Kubikmeter 
Wohnraum als l Zimmer. | 

vwesinde, welches ausschließlich für landwirtschaft- 
liche,berufliche oder gewerbliche Zwecke benutzt wird,Schei- 
det für die Berechnung nebst dem von ihm bemutzten Schlaf- 
raume für die Veranlagung ganz aus. % 

at jemand in der kemeinde mehrere !/ohnungen in 
Benutzung, so wir d die Zahl der !iohnräume dieser sämtlichen 
Wohnungen für die Steuerberechnung zusammengezählt und als 
eine !!chnung behandelt. Befindet sich eine dieser \iohnungen 
außerhalb des Gemeindsbezirks, die er länger als die Hälfte 
des Jahres benutzt, sa gilt eine Wohnung als Hauptwohnung. ' 


5 7 


Die Wohnungsluxussteuer beträgt 


. 





Suyamag aypsıydw.bousgs y72049G4085 HT 


für den L.\ohnraum über Normalbedarf en Fres. 
rt ft 3 ’ Mn |; 1200 ‚ft 
4 #t. a 2 2 2 BZIRGIO x 
er PR | 3. ‚ft ıt "» A800 vr 
+? r 6. Ma ır | Fr 9600 ‚r 


Für jeden weiteren ein vorstehender Steigerung eıt - 
sprechender 3etrag. | 
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. „ Hauseigentüner, lüieter und Untermieter sind ver- 
flichte%, der Gemeindeverwaltung oder deren Beauftragten 
ie zur Feststellung der zu zahlenden l!ohnungsluxussteuer 

erforderlichen Angaben und etwaigen Unterlagen auf Verlangen 
zur binsichtnahme vorzulegen; ferner sind dieselben ver- 
Brlichtet, vor jeder ee in dem lietverhältnis der Ge- 
meindeverwaltung (Bürgermeister) binnen 14 Tagen Anzeige 
zu erstatten. Unrichtige Angaben werden mit »trafen belegt. 
Treten im Laufe des pen (der Welser: Veränderungen in 
der Steuerpflicht ein, so erhöht oder ermäßigt sich die 
Steuer mit dem Beginn des auf die Veränderung folgenden Re- 
lendervierteljahres. Beim l!echsel der \lohnung ist die Steuer 
für den angefangenen lionat von dem bisherigen \!ohnungsin- 
naber voll zu zahlen. 
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die steuerpflichtigen Räume möbliert oder unmöbliert dem 

Wohnungsamt (Bürgermeisteramt) zur Einweisung von \ietem zur | 
Verfügung stellt und dem Mieteinigungsamt die Festsetzung | 
des Nietpreises überläßt. | 


$ 10 


Die Veranlagung erfolgt für das Rechnungs jahr duzah den | 

Gemeindevorstand im Benehmen mit _der l\lohnungskommission. Die 

Steuer ist ih vierteljährlichen Raten, Mitte Mai, Mitte Au- 

Bust, Mitte Növember und Mitte Februar jeden Jahres zu zah- 
en 


Der euerpihichtigen wird von der luxussteuer frei,wenn er 
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"Die Einziehung dex Restbeträge erfolgt nach der Verord- 
nung über das Verwaltungszwangsverfähren. 


S 


In Ausnahmefällen, insbesondere wenn die zu zahlende 
Steuer in einem augenfälligen Mißverhältnis ‚d.h. zu hoch 
im Verhältnis zu den Einkommens-und Vermögens-oder Familien- 
verhältnissen der Benutzer der Räumlichkeiten steht, kann 
der Gemeindevorstand im Benehmen mit der liohnungskommission 
zur Vermeidung von Härten die Steuer auf Antrag ganz oder . 
‚teilweise erlassen. Ä 


12 


Gegen üio ie steht dem Steuerpflichtigen bin- 
nen einer Frist von 4 \\ochen nach Zustellung des Änforde- 
rungszettels der Einspruch beim Gemeindevorstand zu. Gegen 
den Beschluß des Gemeindevorständes steht dem Pflichtigen 
binnen einer mit dem ersten Tage nach erfolgter Zustellung 
beginnenden Frist von 2 \Wochen die Klage im Verwaltungs- 
streitverfahren offen, 


$ 13 


Zuwiderhandlungen gegen die in dieser Ürdnung festge- 
setzten Verpflichtungen (unrichtige Angaben Unterlassung von 
Anzeigen) unterliegen einer »trafe von 30.-Fres. | 


8 14 


Diese Steuerordnung tritt mit dem Tage der Veröffent- 
liehung in Kraft 
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Diese "iohnungsluxussteuer ist, Soviel uns bekannt geworden 
ist, in sinigen deutschen Städten bereits praktisch geworden 
und sie ist auch von der Finanzkommission der Gemeinde Völk- 
lingen einstimmig gutgeheißen worden, ebenfalls von dem 
Kreisausschuß des Kreises 2aarbrücken. Äber von der Regierungs | 
kommission des Saargebietes ist die Genehmigung mit einer 
nichtssagenden Begründung abgelehnt worden. Wir halten die- 
se steuer als eine durchaus ee RES. Sie ist 
‚durchaus nicht EDEN TuRE veriaßt und wir glauben, daß sie 
durchaus paniche ist,als brauchbare Wohnungsluxussteuer 
betrachtet zu werden. Zudem wird den Gemeinden bei beiden 


| Anträgen _ 
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Anträgen es anheim gegeben, selbst darüber zu befinden,ob sie 
die Steuern einführen wollen oder nicht. Die von Herrn Karius 
gemachte Außerung, die \Wohnungsluxussteuer würde nur wenig 
einbringen, erscheint unbegründet. Ich bin der Auffassung, 
daß man es ruhig den Gemeinden überlassen soll, die werden 
am besten wissen ‚ob sich die »teuer rentiert oder nicht. 

| Ich bin der Auffassung, daß in großen Gemeinden 
des Saargebietes,in Saarbrücken, Völklingen ‚Neunkirchen usw. 
eine solche Steuer eine durchaus ganz anständige Linnahme 
ern wird. "las die Frage .der Verwaltungskosten be- 
rifft, so ist das eine Angelegenheit der jeweils zuständi- 
gen Verwaltung, defür zu sorgen, daß die Verwaltungskosten 
nicht übermäßig hoch werden. 


Dann haben wir den zweiten Antrag,der folgenden \ort- 
laut hat: 


Der Landesrat wolle beschließen: Die Hegierungs- 
kommission wird ersucht, den Gemeinden des vaargebietes ean- 
heimzugeben, unter Zugrundelegung nächstehender Richtlinien 
eine ":ohnungsbauabgabe zu erneben. 


Riehtlinien 


für den Erlaß einer Verordnung betreffend die 
Erhebung einer "ohnungsbauabgabe. 


3 1 


'. Zum Zwecke der Bercitstellung von iüitteln zur Förderung 
des Wohnungsbauss wird in der Gemeinde .„erreecesner... eine 
Wohnungsbauabssabe erhoben. 


$ 2 
Zar Entrichtung der '/ohnungsbauabgabe sind verpflichtet: 


1. sömtliche innerhalb des Gemeindebezirks anwesenden pri- 
vaten und Öffentlichen Arbeitgeber,soweit sie mehr als 
10 Arbe‘tnehmer beschäftigen; 


2. alle diejenigen innerhalb des Gemeindebezirks wohnhaften 
pıysischen und juristischen Personen,deren steuerpflich- 
tiges kinkommen im Jahr den Betrag von 3600 Goldfranken 
übersteigt; 


3. alle diejenigen innsrhalb des Kemeindebezirks wohnhaften 
hysischen wıd juristischen Personen, deren re 
iges Vermögen mehr als 30.000 Goldfranken beträgt. 


$ 3 
Von der Entrichtung der Abgabe bleiben befreit: 
1. Organisationen,die tatsächlich und ausschließlich 
Zwecken der sozialen Fürsorge und des Allgemeinvwonhles 
dienen; 


2. Organisationen, deren a Zweck die Förderung 
des et 18t. (bBaugenossenschaften,viedlungs- 


unternehmungen. 
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$ 4 
Die Höhe der Abgabe beträgt: 


1. Für die im 3 2 Ziffer 1 aufgeführten Arbeitgeber | 
‚> bis £ vom Hundert der von ihnen gezahlten Löhne l 

und Gehälter; | ! 
2. Für die im $ 3 Ziffer 2 aufgeführten Abgabepflichti- | 
gen bei einen steuerpflichtigen Jahreseinkommen | 





fm 
D 
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D 
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von mehr als 3500 Goldfrs. bis 4200 Goldfrs. 1v.H 1 
A h 7 A200 i N 4800 ‚N | Kir 25 v. H. N L, 
4 4800 f ; SOOO x 1,50" Tr 
a : 7200 R 1,5" w® 
’r R ! 7200 2 ‚4 9000 ‚® 2 AERN! 2 B| 
P x " 9000 ü 2 12000 ii 2,50 " TO 
‚r r A 12000 Y in 15000 " en | 8 
ii 2 " 15000 " ä 20000 & rn 
und für ;° weitere 000 Goldfranken je 1.v.H. mehr bis zun MW 
Höchstsatze von 30 v.H. ihres steuerpflichtigen Jahresein- | J- 
kommens. li = ; 
3. für die in$2 Ziffer 3 aufgeführten Abgabepflich- ' || > 
tigen bei einem steuerpflichtigen Vermögen = 
von mehr als 30.000.-Goldäfrs.- bis 40.000.-Gfrs. 0.10 v.E 
ee SE LP, n 0.000, 0.20 TG) 
j ES ER EN Fr \ 19.000. 0,40 r Tun 
r a De 100.000,.- 9.70 Y 
i ES Eh U 18.0 150.000. " Lu "9 
Br on... | 200.00.- 1:20 ° 
. a NER De 800.000,- " a En 
und für je weitere 100.000.-Goldfranken je’l v.H. mehr,bis h 
zum Höchstsatze von 30 :v.H. ihres steuerpflichtigen Vernö- ı 
gens. \ 
55 N bu) 
Die ang der hierdurch aufgebrachten Gelder i F 
aıent ausschließlich der Erstellung von Nohnungen seitens il Q_ 
der Gemeinde. 8 
6 ur 
Jeder Gemeindeingesessene ist verpflichtet,der Ge- M 
meindeverwaltung oder deren Beauftragten, die zur Feststel- N W) 
lung der zu entrichtenden "ohnungsbauabgabe erforderlichen f 
Angaben zu machen und etwaige Unterlagen auf Verlangen zur t 
Einsichtnahme vorzulegen. | | 
’ il | 
2 Die Veranlagung erfolgt durch den Gemeindevorstand u 
im Benehmen mit einer dureh die Gemeindeverwaltung zu wäh- a | 
lenden Kommission. Sa | 
ie Abgabe ist in vierteljährlichen Raten Mitte Mei, u 


Mitte August,Mitte November und Mitte Februar jeden Jahres 


28- 


zu zahlen. 
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Ergeben sich bei der Erhebung der Abgabe besondere Härten, 
insbesondere insofern, als die zu entrichtende Abgabe in 
einem offensichtlichen Mißverhältnis zu den Einkommens-Ver- 
mögens-oder Familienverhältnissen des Abgabepflichtigen 
steht, so kann der Gemeindevorstand im Einvernehmen mit der 
im $ 7 zu wählenden Kommission auf Antrag die Entrichtung 
der Abgabe ganz oder teilweise erlassen oder stunden. 


5 9 


Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmungen werden 
bestraft. 


$ 10 


‚“.. . Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffent- 
"liehung ın Kraft. 


Es stellt dieser zweite Antrag naturgemäß nur Richtlinien 
dar und ich bin überzeugt, daß natürlich in dieser Form 
nicht direkt die Grundläge für eine Verordnung gegeben ist. 
Aber wir sind der #uffassung, deß diese Richtlinien durch- 
aus geeignet sind, wenn sie berücksichtigt werden, und wir 
hoffen, daß et ee 5 werden. Sollte der Landesrat, 
in seiner Najorität zu der Überzeugung kommen und sie gut- \ 


heißen, muß a die Regierungskommission das ihrige tun, \ 


damit auf_dem kebiete der \ohnungsnot endlich etwas ge- 
schieht. So hat die Geschichte keinen Zweck. Herr Dr. Sender 
hat gestern darauf hingewiesen, daß wir unsere kostbare Zeit 
vertrödeln bei dieser ag a die absolut keinen 
Zweek hat. Herr Schmelzer hat vorhin geglaubt ‚men müsse in 
erster Linie an eine Erhöhung der lieten denken, Wir sind 
der Auffassung, daß,nachdem auf diese Art und Teise,wie wir 
es jetzt vorgeschlagen haben, die Wohnungsnot tatsächlich 
behoben ist, d.h. wenn auf dem !!ohnungsmarkte die Nachfrage 
nach "ohnungen ebenso groß ist wie das Angebot,daß man denn 
von selbst wohl dazu kommen wird, daß die "/ohnungsverordnung 
gegenstandslos wird. volange das nicht geschehen ist, solange 
die Wohnungsnot ‘besteht und von einer ganzen Anzahl Hausbe- - 
sitzern eben noch benützt wird, wenn die TPPIEIDESERORMEDD- 
stimmungen nicht vorhanden seien, zur Ausbeutung von \ietern, 
solange können wir dem Abbau der Zwangswirtschaft das \lort 
nicht reden. !!enn es soweit gekommen sein wird, dann wird 
die Verordnung nachher von selbst gegenstandslos geworden 
sein, Und wenn die Arbeitnehmer auch wieder .ihre Gehälter 
und Löhne auf_ der Goldgrundiege bekommen, demn wird sich 
über die Angelegenheit sprechen lassen, | 

Ich bitte Sie also, stimmen »ie unseren Anträgen 
Br ich hoffe, daß die Regierung ebenfalls das ihrige 
ut. 


"Brevo!) 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Das \iort hat der Abgeordnete Kiefer! 


Kiefer 


"um Ze hüben und nicht 


. Die ersten Voraussetzungen sind: Stabile \Währungsverhältnis- 


an 


(2.): Meine Herren! Unsere Aufgabe hier ist in diesen Tagen 
eine doppelte: zunächst den Verordnungsentwurf zu begut- 
achten, den die Regierung vorgelegt hat und dann alles in 
den Kreis der Betrachtungen zu ziehen, was allgemein mit 
der "ohnungsfrage zusammenfällt. Nun haben wir von alla 
Parteien durch ihre Sprecher gehört, daß ihre größte var ge 
ist, aus der !\ohnungsnot herauszukommen, Über eins müßte 
Klarheit herrschen, daß die bestehende \ohnungszwangswirt- 
schaft nicht geeignet ist, die "ohnungsnot zu beheben. Die- u 
se ist nur zu beheben, wenn die Neubautatigkeit mehr wie 
bisher in Fluß kommt.Hierzu sind Voraussetzungen notwendig. 


se, Kredite in Senügendem Ausmaß,also Flüssigmschung von 
Mitteln. Nun hat die sozialdemokratische Fraktion hier voll- 
ständige: Entwürfe bekannt gegeben, die neue Verordnungen 

als Änträge zu dem vorliegenden 
Regierungsentwurf gelten können. ''enn man vollständige EInt- 
‘würfe einbringen will;dann wäre es besser und richtiger, 
diese im Verlauf der Kommissionsberatung einzubringen ‚damit 
die übrigen Parteien einmal sich damit beschäftigen und 
dann eine eingehende Beratung urfolgen könnte. So_ schwer 
einsehneidende Fragen bedürfen einer eingehenden Berätung 
zwecks Abwägung des Für und \"ider. Die bekanntgegebenen 
Entwürfe betr. Erhebung einer !iohnungsbauabgabe und betr. 
Schaffung einer \/ohnungsluxussteuer sind uns erst gestern 
im Laufe der Plenarsitzung- zur ver Weine gestellt worden. 
Unserer Fraktion war es daher nicht möglich, dazu Stellung 
2: zehmen,sodaß wir heute noch nicht ja oder nein sagen 

Önnen. 
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( Zuruf Hoffmann: Es hat Zeit I) 


Es handelt sich um Sußerst wichtige Fragen,die man 
nicht unbesehen gutheißen kann. Vennm män die Entwürfe nur 
oberflächlich durchsicht, findet man, daß sie sehr grobe 

und sinnfällige Fehler und läängel enthalten. :ürden sie in 
der vorliegenden Form Gesetz, dann gäbe es Grenzfälle ‚die 
überaus schmerzend wirken würden. Daraus ist zu ersehen 

daß die Entwüirfe gut beraten werden müssen und daß wir heu- 
te noch nicht ja sagen können. Ich will das dureh einige 
Beispiele beweisen: | 
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Ein Familienvater hät ein steuerbares Llinkommen von | 
3600 Goldfranken,hst vier kleine Kinder,muß aber näch Ihren : 
Entwurf Wohnungsbauabgabe zahlen, ein anderer hat ein steu- My 
erbares Kinkommen von 3500.-Goldfranken, jedoch keine Kinder 43 
und der soll verschont bleiben. Zin altes Ehepaar hat cin 
Haus mit Garten, das zu 40.000.-Goldfranken eingeschätzt 
wird; ihr ganzes Linkommen besteht aus den Nieteingängen 
die nicht einmal zur Bestreitung des nackten Iekensunterhal- 
tes ausreichen,weil sonstiges kinkommen nicht zu verzeichnen ! 
ist. Da es aber ein Vermögen von 40,.000.-Goldfranken be- | 
sitzt,soll es "ohnungsbauabgäbe zahlen-- wovon denn ? 
Alteingesessene Firmen haben im Saargebiet in punkto "oh- | 
nungserstellung ihrer Pflicht genügt. Nach: kinzug der Fran- | 
zosen ins vaurgebiet sind viele Unternehmungen fremdländi- 
scher Herkunft aus der “rde gewachsen. Deren höchste Auf - 
be*ist, möglichst viele Gewinne über die”Vogesen zu schlep-. 
pen, während sie zur Linderung der "ohnungsnot nichts & tan 


haben 
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haben,im Gegenteil diese durch. die ‘Heranziehung ihres Perso- 
nals vermehrten. Soll da eine Gleichstellung erfolgen? 


( Zuruf Dr.Sender: Sie haben ja nur an den Intwürfen | 
herunterzureißen; es ist doch nicht alles schlecht !) 


Sie sind dieser lage sehr nervös und empfindlich Herr Dr. 
Sender, Warten Sie loch ab, wohin ich mit meinen Ausführungen 
teueres Das Gute lobt sich doch von selbstı An Hand der 
eispiele will ich nur klarlegen, warum wir heute nicht ja, 
sagen können und warum eine eingehende Beratung ihrer Entwür- 
fe notwendig ist. 


( Zuruf Dr.Sender: Machen Sie doch Vorschläge ') 
Werten Sie doch ab,kommt noch. 

(Zuruf Dr.Sender: Ich kenne die Methoden !) 
Und wir die Ihren, womit wir denn quitt wären! 

(Zuruf Dr.Sender: Machen Sie Vorschläge !) 


Die ganze Frage ist doch die: "ie kommen wir aus der \oh- 
nungsnot heraus ? Auch Ihre äntwürfe haben das wohl zum Ziel. 
Wir schlagen _ daher vor: Die Kommission für liirtschaftsfragen 
und die für Rschtsfragen, ‚die den Wohnungsentwur? beraten 
haben und jetzt noch die Zollvorlage beraten, setzen sich 
zusammen und beraten die &ntwürfe, die von der sozialdeno- 
kratischen Frektion vorgelegt wurden und die Vorschläge der 
übrigen Parteien,cie diese zur liilderung der \iohnungsnot 
machen. Unsere Änträge ‚die wir einbringen werden,sind teils 
Ergänzungen des vorliegenden £ntwurfes, teils verlangen sie 
von der Regierung die Vorlage neuer Verordnungen. Sie "unter- 
scheiden sich sehr von den sozialdemokratischen Entwürfen, 
weshalb sie sofort hier mit beraten werden können. 


Betr. Nohnungsluxussteuer möchte Ich sagen, das hört 
sieh sehr schön an und man könnte glauben, es käme viel da- 
bei heraus. Gestern tat die sozrialdemokratische Fraktion so, 
els ob sich um ihren eignen Entwurf handelte. ich habe aber 
schon eine Äbschrift gesehen, die die Unterschrift des Bür- 
germeisters von Völklingen trug. In dem Entwurf gelten nicht 
als "ohnräume: Küche, Speisckammer, Badezimmer und alle Räu- 
me mit weniger als 20 k m Iuftinhalt: für geistige Berufe- 
je nachdem- gelten weiter nicht als Wohnräume: Warte-,sprech- 
und Arbeitszimmer, jedem Heushalt steht ein gemeinsamer \Wohn- 
raum und für jede Person ein Zimmer zu. Wenn ich mir die Ge- 
meinden im Seärgebiet besehe, bleiben bei dieser Grundlage 
sehr wenig übrig, wo evtl. luxussteuer für !\ohnungen ange- 
setzt Werden könnte. Also viel Geschrei und wenig !'olle ! 
Suchen wir andere }Wege, die ein praktischeres Ergebnis haben 
und suchen wir den rea_en Verhältnissen T Rechnung zu tragen, 
anstatt durch diese steuer Hoffnungen zu erwecken, die sich 
nicht erfüllen werden. | 

Wir von der Zentrumsfraktion hätten zur Behebung der 
Wohnungsnot folgende Anträge zu stellen: 


1. Die Regierungskommission wird ersucht,dem Landes- 
rat.einen Gesetzesentwurf vorzulegen, nach welchem 
diejenigen wirtschaftlichen Unternehmungen, die 
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sich bisher der Pflicht, /ohnungen für ihr Personal zu 
erstellen, entzogen haben, zum Bau von !/ohnungen für 
ihr Personal gezwungen werden. 


2.Die Regierungskomnission wird ersucht, genügend littel 
für den Wohnungsbauverband zur Verfügung zu stellen. 


3.Die Regierungskomission wird ersucht, den Gemeinden 
. .. TA n 
besondere Mittel zur Förderung des \lohnungsbaues zu 
überweisen. 


B 4,Die Regierungskommission, der infolge der Einführung 

> des Franken als gesetzliches an ehe die Verant- 
Br wortung für die im saargebiet bestehende Kreditnot zu- 
Pi: fällt, die ee ernis gegen die eelechkh der 
Bautätigkeit bildet,wird ersucht, dafür Sorge zu Tragen, 
E: daß dem Daargebiet ausreichende Kredite zu einem ange- 
Be messenen Zinsfuß_ zur Verfügung gestellt werden. Bei der 
Re Beratung der Vorlage betreffend Einführung des Franken 
B;: als gesetzliches Zahlungsmittel haben die Regierungs- 
vertreter bereits derartige Zusagen gemacht; 


Meine Herren! Das sind in kurzer Fassung unscre Anträge, die 
wir zu dem vorliegenden ‘!ohnungsentwurf zu stellen häben. Wir 
wollen hoffen,daß die Regierungskomission, zumal jetzt nach 
der neuen Zusammensetzung, unser Gutachten zur Unterlage des 
zu erlassenden Gesctzes nımnt. Bei dieser Gelegenheit muß er- 
neut betont werden,daß das ssarvolk mehr wie bisher erkennen 
soll, daß wir nur Gutachterrecht haben, daß die Regierungs- 
kommission die Gesetze endgültig zuschneidet. Finden die nicht 
den Beifall des Saarvolkes, dann soll dieses nicht auf uns 
herumschlegen,sondern auf der Regierungskomission, die doch 
die Gesetze aus eigener lachtvollkommenheit bildet. Nach 
ihrer neuen Zusammensetzung hoffen wir, daß darin eine Ände- 
rung eintritt und daß endlich unsere Gutachten beachtet und 
zur Grundlage zu erlassender Gesetze genommen werden. Der _Re-. 
gierung wie auch weiten Schichten des ”aarvolkes mıß zum Be- 
2 ,mußtsein kommen, daß die Hohnungszwangswirtschaft niemals 

= aus der liohnungsnot herausführen wird. 
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Vorsitzender: Das !ort hat der Abgeordnete Neinhard ! 


_ Reinhard (KR. ): Meine Herren! Ich möchte VORBBSSCHZckEn, daß ich 
ea es für notwendig erachte, einige kurze Demerkungen zu machen 
zu dem lehrreichen Vortrag des Herrn Schmelzer. Herr Schmel- 
zer hat mehrmals versichert, daß er ein sehr geistreicher Herr 
ist und daß er von seiner veite aus glaubt, daß er viel bes- 
ser rechnen und geschickter ee halten könne, wie mein 
Kollege Heckler. Ich nehme an,das Haus wird sich selber ein 
Urteil gebildet haben. Ich möchte bemerken, wir wußten ganz 
 genau,daß Sie die freie !irtschaft verlangen. \lenn Sie daran 
@nknüpfen und sagen, Herr Heckler hätte ausgeführt,unter monar- 
7 ehistischem System Sei es besser gewesen, so weise ich diese 
7 Behauptung zurück. Das wird niemand behaupten können,daß er | 
das gesagt hat. Er hat die jammervollen Zustände, die hier A 
herrschen,daß die Bergwerksdirektion der Staat im »taate ist 1 
| 


“ . } 
r a eg: neh 


gegeißelt. Er hat aber lange nicht gesagt,daß es früher bes- 
Ser war. | 


(Zuruf: Er hat gesagt,daß es früher siebenmal besser 
war. 


Weine Herren! las Sie gehört heaben,stimmt nicht. Ich sage Ih- 
nen das,was gesagt wurde. Ich 
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"entsteht zwischen Deutsc 
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Ich habe mich auch eemmnisrt ‚daß plötzlich ein Streit 
-Saarländischer ‘Volkspartei und 
Sozialdemokratischer Partei. Ich habe mich gefragt,wie ist 
jeser Streit entstanden. Vielleicht auf der letzten Genfer 
eise im Kampf um den Ministersessel. Herr Sender hat_gestern 


er ganz gewaltig radikal geredet. Er wollte durch seine Rede 
 gzeigen,daß er radikaler sein kann, wie die Kommunisten, aber 


die Haltung A Vorlage hat gezeigt, daß er dieselbe Politik 
rüher. 

Wenn heute mittag das Vorgehen der Bergwerksverwaltung 
besprochen wurde, so möchte ich sagen, wir haben bei uns 
Familien in Schulsälen wohnen. Das sind Leute, die von der 
Bergwerksverwaltung auf die >trsße geworfen wurden. Die Va - 


lage sieht aber immer vor, daß die bergwerksdirektion nach 


wie vor das Recht hat,dasselbe zu tun. Durch die Vorlage wird 


_ einen lehrkursus ım >chulsasl abzuha 


also die Wohnungsnot noch verschärft. | 
Die Regierungskommission, Abteilung Schulverwaltung, (die 
etwas mit’der Zentrumspartei zu tun hat ),hat sich wunderbar 


“benommen. So haben die Gemeindevertreter ın ludweiler- be- 


schlossen, dem Stenografenverein zu gestatten,ab 8 Uhr abends 
zur Iter. Notton hat befoh- 
len, das ist verboten. Wahrscheinlich paßt das so in den Kram 
der Zentrumspartei, die immer wieder zum llot%o erhoben hat, 
selig sind die Armen im Geiste! an sieht also, daß die Kon- 
munisten Recht haben, indem sic der Arbeiterschaft sagen, ihr 
müßt cuch selbst helfen. 
E: Dann möchte ich Herrn Dr.Sender sagen, daß es_eine 
Schande ist,wenn er gesagt hat, wenn die neeie Schutz 
braucht, möge sie nach Forbach oder st.Avold telefonieren, 
daß des Militär kommt. 


Vorsitzender: Ich mıR darauf aufmerksam machen,daß die Generalde- 


bette geschlossen ist. Es würde dem bisherigen Brauch wider- 
sprechen, wenn sie eine längere Rede dazu halten wollen. Ich 
möchte Sie bitten, sich dem Brauch anzupassen und sich nur 


auf die Stellung von Anträgen beschränken zu wollen. 


Das \iort hat der Abgeordnete Reinhard! 


nhard (X.P.): Ich spreche zu einem Äntrag,weil ich in den 


Kommissionsberatungen denselben Gedankengang bekanntgegeben 
habe. Ich muß diese en deshalb kurz behandeln. Ich muß 
dazu sagen, wenn man Schutzbedürftig ist von veiten der 
Regierung oder wenn eine Fartei Angst hat, dann brauchen Sie 
nicht nach Genf zu gehen und Gendarmen verlangen. Bewaffnen 
Sie 10.000 Arbeiter, die werden freiwillig den Schutz der 
Arbeiter und des Saargebietes übernehnen. 


( Unruhe !) 


 (Zumf Hoffmann: "ir lehnen ab,wir machen nicht mit !) 


- Die frage der Erstellung von !ohnungen ist folgende: 


Das Ssargebiet,das industriell entsprechend seinem 
Umfange gewaltige Reichtümer birgt und entsprechend der Ge- 


setz ebung, die wir haben, gewaltige Gewinne abwirft, müßte 


bei Verwaltung durch die Arbeiterschaft in einem Jahr in der 
lage sein,sämtliche \ohnungsnot zu beheben. Es wurde hier 
Z.D. geRast, s00D Hillionen wurden on verdient. Ich 
glaube,daß im Daargebiet nach dem Kriege durchschnittlich 
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noch mehr pro Jahr verdient wurde; darunter waren auch sehr 


viele Patrioten. Sie haben keine Ursache, über die franzö- 
sischen Nationalisten zu Schreien,sie haben es genau so ge- 
macht und haben sich den Teufel darum gekümmert,ob ihre Skla- 


ven \ohnungen haben. { 
Wenn nun der Antrag des Herrn Betz eine Grundlage 
bilden soll, so muß vor allicn Dingen möglich sein, auch al- 
le Besitzer hier zu erfassen. Wenn ein derartiges Gesetz &- 
macht würde, das die Gemeinden berechtigt, diese Abgaben au 
erheben, so müßte vor &llen Dingen auch klar gesagt werden, 
daß darunter alle Sterblichen im Saargebiet fallen,daß man 
nicht wieder komt und sagt,der 3 13 der Anlage zum Friedens- 
vertrage des Saarstatuts der sagt, daß die BEEETOTWRLTUGE ih- 
re Steuern in Pauschalen an die llegierung zahlt,wie es bisher 
en. Es wird schon nicht durch diese Vorlage erfaßt die 
ergverwsltung, der größte Unternehmer. Diese Fragen sind 
Mechtfragen. "ir sind uns einig, daß diese Anträge in mancher 
Beziehung auch von uns als Kommunisten unterstützt werden. 
Aber sie haben verschiedene Fehler. Das sind folgende: Erstens 
muß die progressive Staffelung nach oben schärfer zum Aus- 
druck gebracht werden; zweitens müßte eine Zentrale geschaf- 
fen werden, in die die Gelder abgeführt würden. Wenn das Gec- 
setz in dieser Richtlinie geschaffen würde, so wären cinzel- 
ne Gemeinden sehr wohl in der lage,Gelder zu erhalten ‚wäh- 
rend der größte Teil der Gemeinden absolut nichts bekäne, 
Ein Beispiel angenommen: Die 
Rosen werden, so bekämen die Gemeinden, auf denen die 
chäshte. die Anlagen stehen, die Abgaben,die übrigen Genein- 
Das würde bedeuten, daß vielleicht 
in einzelnen Gemeinden Gelder zur Verfügung ständen, während 
in anderen Gemeinden das nicht der Fall wäre. Hier müßte man 
also versuchen,die »ache zu zentralisieren. Noch etwas anderes 
bezüglich dieser Frage: \\enn gestern oder heute der Herr 
Schmelzer gelegentlich seine Farteifreunde Röchling und Vo- 
pelius gelobt hat - ich gebe zu, es ist seine Pflicht, es 
Sind seine Farteifreunde-,dann muß aber auch hier die Frage 


den bekämen nichts cavon. 


" aufgeworfen werden, wenn nun diese Verordnung, diese Vorlage, 
die 


Betz eingereicht hat, wenn die Ihnen dann zu weitgehend 
ist,meine Herren von der Nechten, dann haben Sie damit be- 
wiesen. daß es nit Ihrer Fürsorge für die Arbeiterschaft 

M ichten darauf,daß Sie immer wie- 
der mit dem Gewinn der Arbeiter !'ohnungen, Koloniewohnungen 
erstellen und bei der nächsten elegenheit die Arbeiter auf 
die Straße werfen, wie es bisher geschehen ist. Wir wollen 
die Gewinne haben,die die rbeiter schaffen, wir wollen dem 
Gedanken,der hier zugrunde liegt,einmal näher treten und wol- 
len ihn ausbauen, Dann können die Herren Unternehmer beweisen, 
ob es ihnen tatsächlich ernst mit ihren schönen Reden ist. 
Ich bitte um Beweise. In der Praxis ıst die Tätigkeit der 
Herren ganz anders, als wie sie hier reden. Sie haben das 
schon tausendmal gesehen in alien früheren Beispielen, Steu- 


© fragen, Sozialversicherung usw. Dann das Streikposten 
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Sie immer wieder gesagt haben, wir dürfen 


dem Völkerbund weh. Die Verord- 


', von den 
nicht darüber reden,wir tun 
nung bestveht heute noch. 

Die ERLEBEN LE EURE 


‚D08 ist nur so erbärmlich,dureh 
Ihre Schuld. Dis Herren von der 


echten können nicht anders, 


Wir erwarten von ihnen gamichts,. Wir wissen,was wir zu tun 


‚Der Gedanke des Herrn Betz wegen der \ohnungsluxus- 
steuer ist nicht von der "and zu weisen, Die Degründung des 


Herrn 


Bergverwaltung würde dazu herange- 
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vie lLleicht gerade entgegengesetzt behande In wie 
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"nung vorhalten. Sie sind der erste Rechner 


lorsitzender: Meine Herren! 
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Kiefer ist nicht stichhaltig. Nur müßte diese Vorlage ver- 
schiedentlich verschärft werden, Ich fand, man hat eine 
anze lteihe von Zimmern freigestellt, die nicht unter die 
uxussteuer fallen sollen. Man könnte die Vorlage hier 
ı1e ändere 
Vorlage. Tas soll der Gedanke dieses Mesetzes sein. Wenn 
das der Gemeindevertretung anheim gegeben würde, so bin 
ich versichert, daß wohl ın manchen Gemeinden etwas zu 
machen ist. Vielleicht wird dann die Handhabe_ gegeben ‚was 
hier näch der Vorlage nicht möglich ist, die Doppelwoh- 
nungen .zu erfassen. Bishsr hat man uns auf unsere Frage 
gesagt, es sind Doppelwohnungen nur in ganz geringer Zahl 
vorhänden. Es darf niemand zwei Yohnungen besitzen,solange 
llenschen da sind,die überhaupt keine \Wohnung haben. Das 
muß endtich dur chge führt werden. Es muß aber selbstver- 
ständlich vor Inkrafttreten diese. Verordnung dem Landesrat 
vorgelegt werden. Wir missen die ®ache reiflich.durchgehen, 
demit wir auch tatsächlich etwas Praktisches leisten, 

Und nun zu den Anträgen des lerrn Kiefer. Das 
sind Anträge, die Sie gestellt haben in den kommissions- 
beratungen. ir werden vei der Spezialdebatte über alle 
Anträge sorechen. -ch glaube nicht, daß wir da eine beson- 
dere uencraldebatte derüber führen sollen. Eins steht fest, 
daß wir bei den meisten Anträgen der bürgerlichen Parteien 
nicht mitgehen können. Es kann nicht daran gedacht werden, 
aie Zwangswirtschaft aufzuheben,solange wir derartige Zu- 
stände heben. Es kann nicht daran gedacht werden,die Nieten 
zu erhöhen, solange die Löhne nicht erhöht sind. Und Herr 
Schmelzer, wenn Sie so gut rechnen können,dal die Arbeiter- 
schaft,die Angestellten und die unteren 
1öhne haben,so mächen Sie _uns bitte einmal “le 


5 Rechnun 
für die nächste 


Sitzung. ‚Ich werden Ihnen die Gegenrech- 
der das fest- 
estellt hat. »ie haben ja auch immer den »tandpunkt ver- 
reiten, daß der Ärheiter genug verdient,sogar noch mehr 
ais genug. vie haben es bei dem damaligen Malerstreik be- 
wiesen. | ; 
Zum Schluß möchte ich sagen, eins steht fest: 
Wir werden hier tagelun reden, wir werden in Kommissionen 
viele »tunden beraten über alle diese Fragen. _:ienn äber 
nicht irgend etwas geschieht, wenn nicht auf Grund dieser 
Gedankengänge des Herrn Betz,die auch ich schon in Komnmis- 
sionen vertreten habe ‚etwas geschieht, dann ist die ganze 
Vorlage zweckıos. Dann werden wir immer mehr in das Ghaos 
eingehen. Für uns als Kommunisten ist.es klar, daß es kei- 
ne Anderung gibt. Die Regierung ist die Vertreterin der 
kapitalistischen Urdnung. Sie gibt sich nicht dazu her, 
der Arbeiterschaft zu helfen. \Üür werden der Arbeiter- 
schaft immer wieder sagen, sie muß sich selbst helfen, sie 


muß mit uns gehen, dann wcrden wir diese Zustände beseitigen 


Ey 


| kämen dann zur Abstimmung, Ich 
würde vorschlagen in der 


leise wie bisher auch die Para- 
über die in der Kommission Einstimmigkeit ge- 
hat, en bloc zu verabschieden. iio Abänderungen 
vorliegen, wollen wir diese vorweg nehmen. 


Finstimig in der Kommission sind angenommen ,die 
Paragzaphen 23, 4,48,5, 7, 1, 12, 18, 14, 15, 16, 17, 
9, ©, 2188, 2, 25, 26,27 und 28, - 

Wer für diese Faragraphen ist, so wie sie die 


Kommission 


| 


Beamten _heute Gold- 
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Kommission einstimmig angenommenn hat, möge sich erheben. 
Ich stelle die einstimmigs Annahune fest. 


| Herr Schmelzer hat zu Artikel 3, Ziffer 3_ den 
Antrag gestellt: 


! 


" hinter Landgemeinden zu setzen: " und Versicherungs- 


"anstalten. " 


Das ‘ort .hat der Abgeordnets Schmelzer ! 


"ich rechtliche Körperscha 
noch zu Gemeinden. 


Schmelzer (DSV): Tiie Iandesversicherungsanstalt ist eine öffent- 
i ft,zöhlt aber weder zu Kreisen 


Vorsitzender: Das !!ort ha% der Abgeordnete Karius |! 


Karius (Z. ): Ich bitte anstatt " Versicherungsanstalt " - "' Ver- 
sicherungsträger " zu setzen. 


Vorsitzender : Das Nor’; hat der Abgeordnete Hoffmann! 
Hoffmann (S.F; ): Wir schließen ns dieser Auffassung an. 


Vorsitzender: ‘er is“ dafür,daß in Artikel 3 Ziffer 3 hinter 


Landgemeinden gesetzt wird : " Versicherungsträger_". Es 
{ erhebt sich kein Widerspruch, Ich stelle fest,daß ie mit 


dem Antrag einverstanden sind. 


a 


Za Artikel £2 Absatz 2 des Kommissionsberichtes \ % 8) 
stelis ces liitglied Feiri den Antrag, den 2. und 3. Abs 
zu streichen. dieser lautet: 
st ein Favm nur mit Rücksicht auf ein zwischen 

den Vertrassseilen bestehendes Dienstverhältnis oder Ar- 
beitsverhältnis vermietet, so ist die Kündigung nicht zu 
versegen. wenn der Vermieter nschweist, daß der Nieter das 
nienst-- oder Arpbeitsverhälinis freiwillig Löst oder vom 
Arbeitgeber aus einen ın den Gesetzen vorgesehenen wichti- 
gen Grand entlassen worden ist und daß er den Iletraum aus 
.besenjeren Gründen für den Nachfclger des liieters in dem 
Dienst-cder Arbeitsverhältnis dringend braucht. Das liet- 
einigungsamt kenn, Soweit Dilligkeitsrücksichten dies er- 
fordern, in dissem !Yall eine Räumungsfrist bis zur Höchst- 
dauer von 5 Monaten bewilligen. _ | 

Kündigungen, infolge »treiks und Aussperrungen fal- 
len nicht unter Jicese Bestimmung. " | 


Das Yort has der Abgeordnete Petri ! 

stri (3.P,): Meine Nerren! Diesen Absatz halten wir für über- 

flüssig,cda wir dem Arbeitgeber kein besonderes Privile 
inne Deren Te iat ns url lkijrl} 

einr&umen können. Es ist zu befürchten, dab willkürliche 

Entlassungen vorkommen können, da der Arbeitgeber nach der 

DI, | VE 4; TER: “rg 

Bi: sewerbeorcnung das Recht hat, Arbeiter zu entlassen, ohne 

ge wründe anzugeben. | 


Vorsitzender: Das-\lort hat der Ahgeordaete Reinhard ! 


Reinhard 
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| Reinhard (K,P.): Ich möchte bemerken, daß wir schon bei der 


vöorjährigen Beratung versucht haben, einen derartigen Passüs 
hineinzuarbeiten. Ich glaube, damals haben die Herren von 
Zentrum diesen Passus abgelehnt, In der Praxis wird es sich 
cahin auswirken, was man wollte, lan wollte Freiheit erlangen, 
wenn ein Arbeiter nicht mehr im Betrieb ist, um ihn auf die 
Straße setzen zu können. Es wird dasselbe dem Arbeitgeber 
gegeben, was der Bergwerksdirektion gegeben ist. Ich bitte 
‚auch um Streichung wie Herr Fetri angerest hat. 


lorsitzender: Das "ort het der Abgeordnete Karius ! 


Le 


 kerius (2.): Diese Srweiterung ist auch für die kleinen Ärbeit- 


nehmer, die Wagenführer und Dienstpersonal. Diesen muß erst 
Yolnung gegeoen werden, bevor gusgewissen werden kann. 


yorsitzender: "er für den Antrag des Herrn Petri ist,so wie ich 
ee - ) 
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Bei, 


Reinhard (K.P.): Ich möchte bemerken,daß im Kommissionsbericht 
me der Absatz 2 zu streichen ist. 






u 





. EN 


11 Mitglieder sind für Streichung, 16 lütglieder für 
Beibehaltung. 


ihn eben verlesen habe ‚möge sich erheben.- 


—_ 


Zu Artikel 3, Ziffer 4 des Kommissionsberichtes beantragt 
das Hitglied fetri folgenden Zusatz: 


." Ausgenommen sind Ffarrhäuser,die den gewöhnlichen 
Vorschriften unterliegen." 


Des "ort hat der. Abgeordnete Fetri ! 


» 


Petri (S.P. ): Meine Herren!. Diesen Antrag stellen wir nicht aus 


Ra. 
4 


Antipathie gegen Pfarrhäuser, sondern daß die Häuser der 
Allgemeinheit nutzbar gemacht werden sollen. Wir muten dem 
Geistlichen nicht zu, daß sie anders Denkende auftiehmen sol- 
len. !'ir können aber dem Geistlichen kein Priyiles gewähren, 
denn sie sind zu behandeln, wie jeder andere sterbliche. \ı 


\ 


( Zuruf: ir kommer noch dran !) 


Vorsitzender: Tas !!ort hat der Abgeordnete Karius ! 


kerivs (2.): Herr Petri hat den gleichen Äntrag betr. der Pfarr- 


= häuser in der Kommission gestellt. Es wurde_ersucht, den Be- 


weis zu srbringen, wo ein Pfarrhaus in der lage ist, \/ohnungen 


abzugeben, »oweit uns hekannt ist, gibt es im Saargebiet kein 
Ffarrhaus, des Räume übrig hätte, um Familien aufzunehmen. 
"ir sind gegen diesen Antrag, 


lorsitzender: Das Vlort hat der Abgeordnte Heckler ! 


ar. rt. / ;” . mn.» a . . 
FEeckler {K.P.): Herr Sarius.wenn Sie Naterial haben wollen,bin 








ich gerne »ereit, ihnen welches zu beschaffen. Ich weiß 2 
?farrhäuser, eines mit ll Zimmer und das andere nit 9 Zim- 
mer. Der eine Pfarrer hat einen sohn von 18 Jahren, zusan- ° 
men sind.es 8 Personen, die 12 Räume bewohnen. 

Der Pastor Schütz ist allein und hat 9 Räume zur 
Verfügung. | 
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Hoffmann. (S.?.): Es scheint Herrn Karius ein Irrtun unterlaufen 


a ie 4 R 
Tr _ 
a 


| ‘od 
En le 
Worsitzender: Das \ort hat der Abgeordnete Hoffmann! 


zu sein. In der Kommission ist Herr Petri nicht ersucht 
worden, den Deweis zu erbringen, sondern es, wurde gesagt, 
die Sozialdemokratische Fraktion behält sich vor, einen 
diesbezüglichen Äntrag zu stellen. 


Slorsitzender: Das liort hat der Abgeordnete Ulrich ! 


cei vorliegen. Der Antrag Petri ist klar und wir können 


 Mrich (K.P.): Es können keine Bedenken seitens der Zentrunspar- 
e ihm zustimmen. 


Vorsitzender: Das !iort hat der Abgeordnete Reinhard !- 


Reinhard (K.P. ): Ich kann Ihnen einen sehr zugkräftigen Beweis 


geben. Als aus Lothringen Arbeiter ausgewiesen wurden, l8e- 
en diese Leute auf der Straße, Es war aber keine Ib lich- 
ceit vorhanden, die Leute unterzubringen, “er zwei Röcke 
hat, gibt dem einen, der keinen hat. Ler Ffarrer hat sich 
eweigert, die ermen Kerle aufzunehmen. !ienn der Zusatz 
etri nicht angenommen wird, werden die Geistlichen das 
Recht haben, vielleicht noch mit einer Xöchin ein ganzes 
Haus zu bewohnen. 


Vorsitzender: Das ort hat der Abgeordnete Brettar ! 


\ 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Äbgeordnete Brettar ! 


"Brettar (X S.P.): Ich möchte darauf hinweisen, daß der Antrag 

a etri begründet ist. Wenn man die Pfarrhäuser zu Dienst- 
wohnungen zählt, kann es passieren, daß ein Pfarrhaus 
lange leersteht, ähnlich wie in Kleinblittersdorf,.Dort hat 
das Pfarrhaus Fu Sen AEncen. Auch aus diesem d 
ist der Antrag Petri voll und ganz berechtigt. 


Vorsitzender: Das ort hat der Abgeordnete Kiefer ! 


Kiefer (Z.): Die Sache verhält sich anders. Das Haus war bewohnt 


von Pastor Schütz. Der hat sich ein Haus gebaut und hat 
es auch bezogen. Las alte Haus hat er der Sgmeinde zum 
Kaufe ange bo en. Dieser Antrag ist von dem Gemeinderat 
abgelehnt worden. ° | 


(Zurufe: Hört, hört ! ) 


worden. as alte 


In Es manokenzeit ist das “aus als Nähschule benutzt 
u 
folger. Ei 


Brettar (S.P:): "enn Herr Kiefer dem Plenum die Sache so klar- 


zu machen versucht, so ist das echt zentrumlich. Man muß 


sich die Bedingungen vor Augen. führen,wie sie damals ge- 


IR stellt waren. Han wollte eichene Türen herausschaffen und 


den Garten sß und solange: beanspruchen bis dem Pfarrer e 
anderer zur ar aeung stehe. Ich meine Herr Kiefer, der 
Gemeinder&et wird nicht s 

sen Vorschlag hereinzufallen. 


s mußte reserviert werden für den Nach-. 


[) 
\ 


o dumm und unwissend sein,auf die- 


Vorsitzender 
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Vorsitzender: Wer für die “assung des Herrn Petri ist,möge sich 
Bin erheben. Dafür sind 11 Stinimen, 16 Stimmen sind dagegen, 


Ein weiterer Äntrag des Herrn Petri besagt, der Ziffer 5 
des Ärtikel 3 in $ 2 des Kommissionsberichtes folgende Fas- | 
sung zu geben: | 


" Alle nach dem I. Januar 1921 eg, Dein hg Neu- 
bauten und Erweiterungsbauten, wie "Anbau,Aufbau und Ausbau 
eines Stockwerks udgl. vorbehaltlich der Bestimmung des 
letzten Absatzes des Artikel 6. | 

Soweit Häuser mit Zuschüssen aus lütteln der All- 
gemeinheit errichtet wurden, tritt eine Befreiung nur dann 
ein, wenn die Zuschußempfänger die erhaltenen Zuschüsse 
zurückzahlen. " 





Wenn dazu das Wort nicht gewünscht wird, wollen wir darüber 
abstimmen. \ier für diesen Antrag ist,möge sich erheben. 


- 11 Mütglieder dafür, 16 litglieder dagegen. - 


— u -. 


Zu Ärtixel 46 Absatz 3 beantragt Herr Fetri, folgende Abände- 
rung: 


"Die Frist von 2 Tagen in 5 Tage uhzuändern. " 


Das Wort hat der Abgeordnete Fetri ! 


SIYAAOT ayasıyd Bbousrn 42720494005 H - -. 


‚Petri (S.P.): Meine Herren! Die Frist von 2 Tagen ist beim Ent- 
E72 scheid des Nieteinigungsamtes zu kurz. Durch irgendwelche 


® Umstände kann die Frist von 2 Tagen zu gering sein, deshalb 
bitte ich unserem Antrag zuzustimmen, die Frist auf 5 Tage 
abzuändern. 


"Vorsitzender; "er für den Antrag ist,möge sich erheben. 


teen FRE VER FU ER unhen DerT er ee 


18 Es erheben sich li Mitglieder, die anderen 16 lütglieder 
Bi stimmen dagegen. | 
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a "ir fahren weiter fort. Neuaufgenommen in den Kommissions- { 
E bericht‘ sind die 33 20, 24 und 27. Diese Paragraphen sind. | 
u. gleichfalls einstimmig angenommen worden. Abänderungsanträ- || U) 
Si ge liegen nicht vor. N 
2 Das Wort hat. der Abgeordnete Reinhard ! l: 


Reinhard (X.P.): Ich möchte bemerken,daß ein ÄAbänderungsantrag | | 
a zu 3 2 gestellt ist. ı 


| Vorsitzender: Da kommen wir noch hin. | | 
Zu Artikel 49 hat Herr Albert einen Antrag gestellt,welcher | 
N lautet: | | 
" Der Absatz l wird gestrichen und dem Artikel ) 

| N 


folgenden za > 
E ES 








ES 
folgender Zusatz angefügt 
" Die Genehmigung zum Abbruch kann auch ohne ürsatz- | 

leistung nicht ci werden, wenn der Eigentüner | 
infolge zu großer Aufwendungen, welche durch das | 
Alter der Gebäude berinet ‚werden, Schaden erleidet, | 
oder wenn die wirtschaftlichen Verhältnisse die_Er- | 
haltung des Gebäudes als eine Härte erscheinen lassen." 

Das Wort hat der Abgeordnete Hoffmann! 


Hoffmann (S.P.): Wir haben uns in der Kommission ausgicbig darüber 
unterhalten. Wir stimmen gegen den Antrag Albert. 


Vorsitzender: "er für den Antrag Albert ist,möge sich erheben. 
- Dafür sind 4 Mitglieder, die anderen sind dagegen.- 





Dann liegt zu Artikel 11 ein Antrag des Herrn Hussong vor, 
> Br Ziffer 5 eingesetzt werden soll. Dieser Zusatz 
guter: | 


" Der Beschlagnähme BaRe7 Aigen nicht Gebäude, die 
zu einem Llandwirtschaftlichen Betrieb gehören. Beste- 
hende Beschlagnahmen sind uufzucheben. " 


Hr "ır de “4 Br 17 ataE ar 4 | 
Des "/orS hat ner U SE iussong! 


vous (LBV ): Die Beschlasnshms “un \ohnungen in der Landwirt- 
schaft het = ..voscn Härten geführt, die nicht nur die R&- 
‚„..evde vesinträchtigen, sordern sogar die Gefahr bieten der 
Aufrechterhaitung derselben. 
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eitzender: Wer für den Antrag des Herrn Hussong ist, möge sich 
erheben. 


-— 4 !ütglieder sind für den Antrag, die anderen sind 
dagegen. - | 
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Zu Artikel 24 stellt das !üitglied Gladel den Antrag die 

Ziffern 2, 3und 4 zu ee und dafür zu setzen: 

" Mietern,die unter Perücksightigung ihrer gesanten per- 

'  sönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse,sowie der ge- 
samten "irtschafitslage imstande sind zu bauen, oder eine 
höhere !liste als die gesetzliche Höchstmiete zu zahlen, kann 
der WMieterschutz ganz oder teilweise entzogen werden. Öb die- 
se Voraussetzungen gegeben sind, entscheidet nach Anhörung 
des liieters die ;/ohnungszuteilungskomission. " 
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Das \ort hat der Abgeordnete Hoffman! | 


| 
Hoffmann \S.P.): Ich möchte darauf hinweisen, daß wir bei den Be- Ei -| 
schlüssen der Kommission bleiben und aufrecht erhal- nn 
ten,was wir beantragt haben ,‚daß_die Betreffenden entweder ! 
bauen _ oder in ein neues Haus einziehen müssen. Nur Be 
sehen wir, daß die Summe in Absatz 4 etwas zu hoch ist und N 
beantragen, anstelle 6000.-Fres. = 5000.-Fres. zu setzen. ih 
\ 
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7Vv 





> 
cr 





ar 


Vorsitzender: Wer ist für den Antrag des Herrn Gladel. 
-— 11 Stimmen dagegen, die anderen dafür.- 


Dann ist der ee a eg pr ee S000.-Fres. = 5000.- 
Fres. zu setzen. Wer dafür ist, möge sich erheben. 


-1l Mitglieder sind dafür, die übrigen dagegen.- 


Damit wären: die Faragraphen erledigt, die in der Komis- 
sion eins;immig angenommen sind einschließlich der Er- 
gänzungsanträge. 


| Es verbleiben die 3% 1, 2, 6, 9, und 10,sowie die 
heute eingegangenen besonderen Anträge. Es ist bei Bin- 


»ringung derselben schon bemerkt worden, daß dieselben 
von größter lragweite sind und es ie sich daraus, deß 
dieKommissiunen Gelegenheit haben sollen, sich die .Vor- 


lagen anzusehen. Ich würde vorschlagen, daß wir kommen- 

den Freitag, die Kömmissionen mit diesen Änträgen befas- 

sen. Vielleicht köfinten wir dann am Nachmittag schon dazu 

Stellung nehmen. \!enn Sie damit einverstanden sind, tagt 

am Freitag norgen 9 Uhr 30 Minuten die Kommission und um 
Uhr nachmittags das lenun. 


3 En —_ m 


| Vorsitzender: Außerhalb der Tagesordnung erhält das \lort der 


Abgeordnete Martin ! 


‚Martin (Z>): Meine Jerren! Ich habe um das "ort gebeten,um vor 
2  Behluß der Tagesordnung noch auf einen NMißstand hinzu- 
weisen, der hier im Saargebiet herrscht. Hier besteht 
eine Verfügung,daß Briefe, die nicht genügend frankiert 
sind, entweder dem Antragsteller zurückgestellt werden, 
oder aber,daß die Briefe liegen bleiben, daß sie nicht 
weiterbefördert werden. Diese Verfügung ist ergangen zu 
einer Zeit, als das Porto in Deutschland viel geringer 
war. Damals haben viele Bewohner des Seargebietes es vor- 
gezogen,ihre Briefe drüben aufzugeben. Dem Saargebiet 
sind dadurch große Verluste entstanden. Das war die Fol- 

e, daß diese Verfügung ergangen ist. Die Verfügung nag 

amals zu Recht ergangen sein. Heute ist es so, daß das 
Porto hier geringer ist. Infolgedessen werden :sogar vie- 
le Briefe von drüben aus dem Reich hier aufgegeben, & 


u ist also heute durchaus rer eb Wileia Verfügung 
E35 ' noch weiter bestehen zu lassen. »ie ist auch ganz ein- 
u seitig, denn Briefe in das Ausland, die nicht genügend 


frankiert sind gehen einfäch durch,während andere Briefe 
EE\ nach Deitächleng liegen bleiben. Ich bitte,dem Antrag 
N zuzustimmen, daß alle Fraktionen der gleichen lleinung 
wo . sind,daß die KHegierung diese Verfügung aufhebt. 


Vorsitzende 
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Vorsitzender: Ich nehme an, daß sie damit einverstanden sind, 
und ich gebe diesen Antrag weiter. 


Die Sitzung ist geschlossen. ( Schluß 6 Uhr. ) 
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